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Arbeit und Rechtsgeschichte

»» Werner Mansfeld: Ein »perfektes Exemplar der nihilistischen Nach-
kriegsordnung«?

Dr. Sebastian Felz, M. A. Bonn/Rheinbach*

Kein Jahr benötigten die Nationalsozialisten, um Kollektives und Indivi-
duelles Arbeitsrecht der Weimarer Republik zu zerstören und die Orga-
nisationen der Arbeiterschaft zu zerschlagen. Im Mai 1933 wurde das 
»Gesetz über Treuhänder der Arbeit« verkündet. Das »Gesetz zur Ord-
nung der nat. Arbeit« folgte im Januar 1934. Der Kopf im Reichsarbeits-
ministerium hinter diesen »Rechtsakten« war Mansfeld. Dieser war 
vormals Syndikus des Zechenverbandes in Essen und hatte sich – Trep-
penwitz der Geschichte – einige Jahre vor dem »3. Reich« mit einem 
Kommentar zum Betriebsrätegesetz an der Universität Münster habili-
tiert. Seine Funktion bei Umgestaltung eines demokratisch-legitimierten 
Arbeitsrechts in das Arbeitsunrecht der Diktatur wird im Folgenden 
nachgezeichnet. 

I.	 Biographie

Mansfeld wurde am 12. 12. 1893 in Uchte (Kreis Stolzenau) gebo-
ren.1 Sein Vater Karl wurde 1920 Richter am RG. Im Ersten Welt-
krieg kämpfte Mansfeld als Kriegsfreiwilliger. Er war bis Oktober 
1919 Offizier, danach Mitglied in Freikorpsverbänden in Bremen 
und im Ruhrgebiet sowie während des Kapp-Putsches.2 Neumann 
urteilte schon 1942 über ihn »als perfektes Exemplar der nihilisti-
schen Nachkriegsordnung«; die dt. Bergwerkszeitung sprach von 
Mansfeld als »alten nat. Kämpfer«.3 Seit 1923 war er im Stahlhelm 
aktiv. Er war in der Geschäftsführung des Zechenverbandes in Essen 
und leitete die Rechtsabteilung und die sozialpolitische Abteilung 
ab 1924. Er war Mitglied des Vorstandes der Ruhrknappschaft, Bei-
sitzer verschiedener Senate des Reichsversicherungsamtes sowie 
zahlreicher Organe der Reichsanstalt für Arbeitslosenversicherung 
und Arbeitsvermittlung. Weiterhin war er Mitglied des Rechtsaus-
schusses des Reichsverbandes der Dt. Industrie und der arbeits-
rechtlichen und sozialpolitischen Ausschüsse der Vereinigung der 
Dt. AG. Mansfeld habilitierte sich mit einem Kommentar des 
Betriebsrätegesetzes an der Uni Münster und erhielt im Sommer 
1930 die Lehrbefugnis für Arbeitsrecht, Sozialversicherungsrecht 
und Wirtschaftsrecht.4 

Im April 1933 trat er zusammen mit dem »Stahlhelm-Bundesfüh-
rer« und seinem späteren Vorgesetzten Reichsarbeitsminister Seldte in 
die NSDAP ein. Zum Ministerialdirektor im Reichsarbeitsministerium 
Abt. III für »Arbeitsrecht, Arbeitsschutz, Gewerbeaufsicht, Sozialver-
fassung, Lohn- u. Wirtschaftspolitik« wurde er im Mai 1933 ernannt. 
Seit 1935 war Mansfeld Privatdozent an der Friedrich-Wilhelms-Uni-
versität Berlin. Trotz eines jüdischen Großvaters konnte er aufgrund 
eines Oktrois Hitlers in der Partei bleiben. Er konzipierte das »Gesetz 
zur Ordnung der nat. Arbeit«, wurde einer der einflussreichsten 
Gestalter der nationalsozialistischen Arbeits- und Sozialpolitik,5 Hrsg. 
wichtiger Kommentare und Zeitschriften (z. B. der Zeitschrift »Dt. 
Arbeitsrecht«6),7 Mitglied der »Akademie für Dt. Recht«8, schließlich 
für einige Wochen im Winter 1942 »Generalbevollmächtigter des 
Arbeitseinsatzes«.9 Schon seit 1936 hatte er die Geschäftsgruppe 
Arbeitseinsatz beim Beauftragten für den Vierjahresplan übernom-
men.10

1942 zog sich Mansfeld aufgrund schwerer Erkrankung aus Verwal-
tung und Politik zurück. Er wurde 1943 Vorstandsmitglied des Kali-
konzerns Salzdetfurth AG. Nach Kriegsende wickelte Mansfeld in der 
Sowjetischen Besatzungszone den Salzdetfurth-Konzern ab und war 
bis Sommer 1948 Generalbevollmächtigter der Mansfeld AG. Trotz 
kurzfristiger Inhaftierung durch den sowjetischen Geheimdienst 
wurde er als »entlastet« (ohne Verfahren) eingestuft.11 1949 siedelte 
er nach West-Berlin über und durchlief ein Entnazifizierungsverfah-
ren, wo er rehabilitiert wurde. Mansfeld starb am 10. 2. 1953 in Ber-
lin-Dahlem.

II.	 »Arbeitsrecht« im »3. Reich«

In den Jahren seiner Tätigkeit als Justitiar des Bergbauvereins beschäf-
tigte sich Mansfeld mit Bergarbeitsrecht und veröffentlichte einen 
Kommentar zum Reichsknappschaftsrecht. Im Reichsarbeitsministe
rium beschäftigte er sich mit der sozialrechtlichen Ausgestaltung der 
Unfallverhütung, der Jugend- und Mutterschutzgesetzgebung 
(Jugendschutzgesetz 1938; Mutterschutzgesetz 1942), der Heimarbeit, 
des Arbeitsvertragsrechts sowie Fragen der Lohngestaltung (Kriegs-
wirtschafts-VO 1939). Er war Schöpfer des »Gesetz zur Ordnung der 
nat. Arbeit«, des Grundgesetzes des nationalsozialistischen Arbeits-
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    4	 Universitätsarchiv Münster, Bestand 4, Nr. 136.
    5	 Mason, Arbeiterklasse und Volksgemeinschaft. Dokumente und Materialien zur 

dt. Arbeiterpolitik 1936–1939 Opladen 1975; Schneider, Unterm Hakenkreuz. Ar-
beiter und Arbeiterbewegung 1933 bis 1939, 1999.

    6	 Mansfeld, Der neuen Zeitschrift zum Geleit, in: Dt. Arbeitsrecht, Heft 1, 1933, S. 1: 
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rechts.12 Mansfeld interpretierte das »Gesetz zur Ordnung der nat. 
Arbeit«, welches die betriebliche Mitbestimmung in Deutschland 
beendete, als Überwindung des »Klassenkampfes«. § 65 »Gesetz zur 
Ordnung der nat. Arbeit« bestimmte, dass das Betriebsrätegesetz, die 
TVO und die Schlichtungs-VO außer Kraft traten. Der Marxismus 
habe die Lehre vom »Interessengegensatz« der Klassen in alle gesell-
schaftlichen Beziehungen getragen. In der Weimarer Republik habe 
nicht die »Volksgemeinschaft«13, sondern der »Klassenkampf« die 
Grundlage der Gesetzgebung gebildet.14 Das »Gesetz zur Ordnung 
der nat. Arbeit« v. 20. 1. 1934 habe die »soziale Ehre« zum Fundament 
des Arbeitsrechts gemacht.15 Der nationalsozialistische Gesetzgeber 
sei nicht für den »übernommenen Menschen« tätig geworden, son-
dern habe bei der »Rechtsgestaltung« Ziele aufgestellt für den neuen 
Menschen.16 Wichtigstes Fundament der neuen Arbeitsordnung sei 
das »Führerprinzip«.17 Dieses bestimmte, dass die »verantwortliche 
Unternehmerpersönlichkeit in den Vordergrund rückt«, dessen »Füh-
rertum« aber nicht auf dem »Buchstaben des Gesetzes« oder »Gewalt« 
beruhen solle, sondern auf der »inneren Autorität eines verantwort-
lichen vorbildlichen Menschen«.

Als Vertretung der »Gefolgschaft« sollte ein »Vertrauensrat« gebil-
det werden. Hier scheute sich Mansfeld aber von Interessenvertretung 
zu sprechen.18 Er beschrieb die Aufgabe des »Vertrauensrates« mit den 
Worten des Gesetzes (§ 6 Abs. 1), nämlich dass er »das gegenseitige 
Vertrauen innerhalb der Betriebsgemeinschaft vertiefen« sollte. Die 
Wahlen wurden zum Debakel für das Regime.19 1936 wurden sie kurz-
fristig abgesagt. Die Amtszeiten der Vertrauensmänner durch Gesetze 
verlängert: Erst jeweils ein Jahr, dann 1938 schließlich »bis auf weite-
res«.20 Im Rahmen dieser Institution sollten Arbeitsbedingungen, 
Arbeitsleistung, Arbeitsschutz und Betriebsgemeinschaft verbessert 
werden.21 Um die Tarifkämpfe der Vergangenheit, die das »Staatsgefü-
ge erschütternde Machtkämpfe« (so Mansfeld), zu verhindern, sollten 
die Arbeitsbedingungen betrieblich vereinbart werden. Mittel dazu 
war die »Betriebsordnung«, die sich jeder Betrieb ab einer Mindest-
größe von 20 Beschäftigten zu geben hatte (§ 26). Auch die »soziale 
Ehrgerichtsbarkeit«, so betonte Mansfeld, habe nicht die Aufgabe z. B. 
»lohnpolitischen Ausgleich« zu schaffen, sondern sei ein »Erziehungs-
instrument«, um »Betriebsführer« und »Gefolgschaft« zur »sozialen 
Ehre« zu erziehen.22 Auf Geheiß Hitlers waren Regelungen des »Geset-
zes zur Ordnung der nat. Arbeit« »möglichst beweglich« gestaltet wor-
den.23 Die AG blieben »Herr im Haus« bzw. »Führer« im Betrieb, und 
der Staat kümmerte sich um Lohnpolitik.24

Neumann verspottete 1934 das Arbeitsrecht des 3. Reiches als neo-
feudalistisch.25 Der »nationalsozialistische Kronjurist« Carl Schmitt 
hingegen feierte das »Gesetz zur Ordnung der nat. Arbeit« in einem 
programmatischen Aufsatz als »klarsten (…) Ausdruck« des »neuen 
Ordnungsdenkens«.26 Einige Arbeitsrechtler radikalisierten das Pro-
gramm des »Gesetzes zur Ordnung der nat. Arbeit« und begriffen das 
Arbeitsverhältnis nun als »völkische Lebens- und Gemeinschaftsord-
nung«, welche den »Volksgenossen« in seiner ganzen Persönlichkeit 
umfasse. Ihnen erschien der bürgerlich-liberale Vertrag nicht mehr 
geeignet, ein solches »organisches Gemeinschaftsverhältnis« zu stif-
ten.27 Diese Lehre vom »neuen Arbeitsverhältnis« lehnte Mansfeld 
zunächst ab, näherte sich ihr aber an.28 Die Neuordnung des Arbeits-
rechts durch ein »Gesetz über das Arbeitsverhältnis«29 kam nicht mehr 
zustande. Im Zweiten Weltkrieg wurde das Arbeitsrecht immer mehr 
zum Disziplinarrecht, während das Tarifrecht in eine Vielzahl von 
Sonderrechten zerfiel.30

III.	 Staat und Partei: Das Verhältnis 
von Reichsarbeitsministerium und 
Deutscher Arbeitsfront

Die Entstehung des »Gesetzes zur Ordnung der nat. Arbeit« ist ein 
gutes Beispiel für das neue Kräfteparallelogramm im »Dritten Reich«.31 
Das Verbot der Gewerkschaften im Mai 1933 und deren zwangshafte 
Überführung in die »Dt. Arbeitsfront« Leys führte zur Frage, wie kol-
lektive Arbeitsbedingungen, die bisher durch Tarifparteien ausgehan-
delt worden waren, nun festgelegt werden sollten.32 Mansfeld verhan-
delte dazu mit Reichswirtschaftsministerium und »Dt. Arbeitsfront« 
sowie Parteikanzlei das »Gesetz zur Ordnung der nat. Arbeit«. Schon 
mit dem am 19.5.1933 verkündeten »Gesetz über Treuhänder« waren 
der gerade gegründeten »Dt. Arbeitsfront« ihre Grenzen aufgezeigt 
worden. Zuständig für das Tarifwesen sollten Treuhänder der Arbeit 
werden, die der Reichskanzler auf Vorschlag der zust. Landesregierun-
gen ernannte (§ 1). Sie sollten anstelle der Interessenvertretungen von 
AN und AG die Arbeitsbedingungen für den Abschluss von Arbeits-

  12	 Vgl. zum NS-Arbeitsrecht und den italienischen Vorbildern: Liebscher, Faschis-
mus als Modell: Die faschistische Opera Nazionale Dopolavoro und die NS-Ge-
meinschaft »Kraft durch Freude« in der Zwischenkriegszeit, in: Reichard / Nolzen 
(Hg.), Faschismus in Italien und Deutschland. Studien zu Transfer und Vergleich, 
2005, S. 94–118, hier: S. 106ff; Schulze, Das Reichsarbeitsministerium 1919–1945. 
Organisation, Führungspersonal und politische Handlungsspielräume, in: Nütz-
nadel (Hg.) (Fn. 1), S. 33–102, hier: S. 80 f; Däubler/Kittner, Geschichte der Be-
triebsverfassung, 2020, S. 270 ff.

  13	 Vgl. zu diesem Begriff und seiner (arbeitsrechtlichen) Vorgeschichte in der Wei-
marer Republik: Rüdiger Hachtmann, Die rechtliche Regelung der Arbeitsbezie-
hungen im 3. Reich, in: Gosewinkel (Hg.), Wirtschaftskontrolle und Recht in der 
nationalsozialistischen Diktatur. Das Europa der Diktatur, 2005, S. 135-155.

  14	 Mansfeld, Die Ordnung der nationalen Arbeit, in: Frank (Hg.), Nationalsozialisti-
sches Handbuch für Recht und Gesetzgebung, 1935, S. 704–719, hier: S. 704.

  15	 Mansfeld, Die soziale Ehre, in: Dt. Recht 4 (1934), S. 123–125, hier: S. 123. 
  16	 Mansfeld (Fn. 17), S. 125.
  17	 Mansfeld (Fn. 16), S. 706; vgl. zu den »fiduciari di fabbrica« (»Fabrikvertrauensleu-

ten«) in Italien, Liebscher (Fn. 13), S. 131.
  18	 Däubler/Kittner (Fn. 14), S. 273 ff.
  19	 Vgl. zum »Vertrauensrat« und den für die Nationalsozialisten schlechten Ergeb-

nissen bei den Vertrauensratswahlen: Kranig, Lockung und Zwang. Zur Arbeits-
verfassung im 3. Reich, 1983, S. 42f. und S. 92ff.

  20	 Däubler/Kittner (Fn. 14), S. 274.
  21	 Mansfeld (Fn. 16), S. 709.
  22	 Mansfeld (Fn. 16), S. 715f.
  23	 Hachtmann (Fn. 15), S. 147.
  24	 Däubler/Kittner (Fn. 14), S. 273.
  25	 Franz (=Neumann), Die Ordnung der nationalen Arbeit, in: Zeitschrift für Sozia-

lismus 1 (1934), S. 160–165.
  26	 Schmitt, Über die 3 Arten des rechtswissenschaftlichen Denkens, 1934, S. 64; vgl. 

auch Stolleis, Gemeinwohlformeln im nationalsozialistischen Recht, 1974, S. 127–146.
  27	 Rüthers, Die unbegrenzte Auslegung. Zum Wandel der Privatrechtsordnung im 

Nationalsozialismus, 62005 (zuerst: 1968), S. 380ff.; Richardi, Arbeitsrecht als Teil 
freiheitlicher Ordnung. Von der Zwangsordnung im Arbeitsleben zur Arbeitsver-
fassung in der Bundesrepublik Deutschland, 2002, S. 41 ff.; Hachtmann, Arbeits-
verfassung, in: Hockerts (Hg.), 3 Wege dt. Sozialstaatlichkeit. NS-Diktatur, Bun-
desrepublik und DDR im Vergleich, 1998, S. 27–54.

  28	 Mansfeld, Vom Arbeitsverhältnis, in: Zeitschrift der Akademie für Dt. Recht 2 
(1935), S. 906–910, hier: S. 908; vgl. dazu: Rüthers (Fn. 26), S. 383f.

  29	 Linne, Das Scheitern des NS-Gesetzes über das Arbeitsverhältnis, Kritische Justiz 
38 (2005), S. 260-275.

  30	 Hachtmann (Fn. 15), S. 139; Kranig, Das Gesetz zur Ordnung der nationalen Ar-
beit. Grundgesetz der nationalsozialistischen Arbeitsverfassung, in: Steindl (Hg.), 
Wege zur Arbeitsrechtsgeschichte, 1984, S. 441-500, hier: S. 480.

  31	 Schneider (Fn. 7), S. 180 ff.
  32	 Däubler/Kittner (Fn. 14), S. 261 ff.
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verträgen festlegen (§ 2 Abs. 1 S. 1).33 Die Partei und ihre Gliederungen 
nahmen jetzt während des gesamten Gesetzgebungsverfahren Einfluss 
auf die Rechtsgestaltung, während die Beteiligung anderer Akteure 
(Verbände, Ressorts, Reichstag) minimiert wurde.34 Die »Dt. Arbeits-
front« hatte im »Gesetz zur Ordnung der nat. Arbeit« keine Kompe-
tenzen erhalten, allerdings war auch keine Regelung getroffen worden, 
welche von der konkurrierenden »Nationalsozialistischen Betriebszel-
lenorganisation« als Grundlage für den Aufbau einer »braunen 
Gewerkschaft« hätte genutzt werden können.35 Es war ein »vorläufiger 
Sieg des antimodernistischen, paternalistischen Flügels der Großindu-
strie, im Besonderen der Schwerindustrie des Ruhrgebietes«.36 Als sich 
die »Dt. Arbeitsfront« 1936 mit über 16 Mio. Mitgliedern, einem 
3-stelligen Mio-Haushalt und über 30.000 hauptamtl. Mitarbeitern 
konsolidiert hatte, erhob Ley im September 1936 mit Hinweis auf eine 
in der Tagespresse am 24.10. 1934 »verkündete« VO Hitlers über 
»Wesen und Ziel der »Dt. Arbeitsfront«« den »Totalitätsanspruch« der 
»Dt. Arbeitsfront« im Arbeits- und Sozialwesen des »Dritten Rei-
ches«.37 Auch durch die Leipziger Vereinbarung v. 21. 3. 1935 zwischen 
Reichsarbeitsministerium, Reichswirtschaftsministerium und »Dt. 
Arbeitsfront«, welche den Aufgabenkreis der »Dt. Arbeitsfront« enger 
fasste und ihren Einfluss mindern sollte, konnte der Machthunger Leys 
nicht gestoppt werden.38 Mansfeld legte am 24. 11. 1936 einen Erfah-
rungsbericht über die Arbeit der »Dt. Arbeitsfront« vor; er gestand ihr 
Erfolge in Teilbereichen zu, nämlich durch »Kraft durch Freude« und 
arbeitsrechtliche Beratung – warf ihr indessen vor, in der »Volkserzie-
hung« versagt zu haben. Damit die »Dt. Arbeitsfront« sich erst voll und 
ganz auf ihren Erziehungsauftrag konzentrieren könne, sollten ihr 
keine weiteren Kompetenzen übertragen werden.39 Mansfeld versuch-
te zunächst, letztlich vergeblich, die Rechtskraft der Hitler-VO mit dem 
klassischen Argument der nicht erfolgten Veröffentlichung im RGBl. 
zu verneinen. Als er erkannte, dass dies nicht funktionierte, entschied 
er sich dazu, die Hitler-VO über die »Dt. Arbeitsfront« als Ergänzung 
des »Gesetz zur Ordnung der nat. Arbeit« anzuerkennen und der »Dt. 
Arbeitsfront« weitreichende Kompetenzen im Betrieb zuzuerkennen. 
1938 legte die »Dt. Arbeitsfront« 4 Gesetzesentwürfe vor, um ihre 
Rechtsstellung zu sichern und ihre Einflusssphäre im Bereich der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik auszuweiten.40

Der Dualismus zwischen »Dt. Arbeitsfront«, die mit einem Kon-
zept der »Militarisierung«, der Arbeitsverhältnisse ihren Einfluss in 
den Betrieben ausbauen wollte, und dem Konzept des Reichsarbeits-
ministerium einer begrenzten Tarifautonomie der Industrie, um durch 
innerbetrieblichen Interessenausgleich die »Dt. Arbeitsfront« auszu-
booten, blieb aufgrund des Kriegsausbruchs 1939 unentschieden.41 
Hachtmann kommt in Bezug auf das Verhältnis Reichsarbeitsministe-
rium und »Dt. Arbeitsfront« zu folgender Einschätzung: »Arbeitsmi-
nisterium und Arbeitsfront wurden – trotz aller Friktionen auf der 
Führungsebene – seit Mitte der 30er-Jahre zu gut geölten Rädchen 
innerhalb der Maschinerie des NS-Herrschaftssystems, die maßgebli-
chen Anteil daran hatten, dass diese bis in die letzten Kriegsmonate 
funktionstüchtig blieb«.42

IV.	 Arbeitsmarkt, Arbeitseinsatz, 
Zwangsrekrutierungen 

Im Bereich der Arbeitsmarktpolitik hatte Mansfeld nach Überwindung 
der Massenarbeitslosigkeit aufgrund des Rüstungsbooms mit Arbeits-
kräftemangel zu kämpfen. Dies war in der Vorkriegszeit schon ein 

großes Problem, das sich in Kriegszeiten noch stark verschärfte.43 
Indiz für den Wandel auf dem Arbeitsmarkt war die Gründung der 
»Geschäftsgruppe Arbeitseinsatz« in Görings Vierjahresplanbehörde. 
In dieser Geschäftsgruppe war Mansfeld für »Sozialpolitik« zustän-
dig.44 Hier versuchte Mansfeld, die Lohnentwicklung zu bremsen. So 
protestierte er im November 1936 beim Treuhänder der Arbeit für das 
Wirtschaftsgebiet Niedersachsen gegen einen vom diesem zusammen 
mit dem Gauobmann der »Dt. Arbeitsfront« veröffentlichten Aufruf 
zur Gewährung von Weihnachtsgratifikationen durch die AG. Verbes-
serungen des Lebensstandards dürften »lediglich durch erhöhte Leis-
tungen« herbeigeführt werden.45 Gleichzeitig wurden der Arbeitsver-
tragsbruch kriminalisiert und die Sanktionskompetenz der Treuhän-
der der Arbeit ausgebaut.46

Der Zweite Weltkrieg verschärfte die Arbeitsmarktsituation. Zwi-
schen Mai 1940 und Mai 1942 wurden 3,5 Mio. Arbeitskräfte der dt. 
Wirtschaft entzogen.47 Als sich die Erwartungen eines »Blitzkrieges« 
mit einem schnellem Sieg über die Sowjetunion im Winter 1941 als 
falsch erwiesen, schwenkte die Führung des »Dritten Reiches« um. Am 
7.11. 1941 unterrichtete Göring über diesen Politikwechsel auch im 
Bereich des »Arbeitseinsatzes«. Nun sollten so viele sowjetische 
Kriegsgefangene wie möglich als Arbeitskräfte innerhalb des Reichs 
einschließlich des »Protektorats«, des »Generalgouvernements« sowie 
des »Reichskommissariats« eingesetzt werden.48 Schon im Oktober 
1941 hatten sich Reichs- und Parteikanzlei sowie »Dt. Arbeitsfront« 
über eine »zentrale Kommandostelle« ausgetauscht, die durch einen 
»Reichskommissar für den Ausländereinsatz« geleitet werden sollte.49 
Allerdings griff Göring für den »Russeneinsatz« auf die »Geschäfts-
gruppe Arbeitseinsatz« zurück. Im Dezember schlug auch das Ober-

  33	 Däubler/Kittner (Fn. 14), S. 269 ff.
  34	 Eden/Marx/Schulz, Ganz normale Verwaltungen?, Methodische Überlegungen 

zum Verhältnis von Individuum und Organisation am Beispiel des Reichsarbeits-
ministeriums 1919 bis 1945, in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 66 (2018), 
S. 487-520, hier: S. 506.

  35	 Hachtmann, Wiederbelebung von Tarifparteien oder Militarisierung der Arbeit? 
Kontroversen um die Grundlinien der nationalsozialistischen Tarifpolitik und die 
»künftige Gestaltung der NS-Arbeitsverfassung« 1936 bis 1944, in: Führer (Hg.), 
Tarifbeziehungen und Tarifpolitik in Deutschland im historischen Wandel, 2004, 
S. 114-140, hier: S. 117 und S. 124.

  36	 Hachtmann (Fn. 37), S. 118.
  37	 Hachtmann (Fn. 37), S. 127 ff.
  38	 Kranig (Fn. 21), S. 32 ff.
  39	 Schneider (Fn. 7), S. 183.
  40	 Kranig (Fn. 21), S. 107.
  41	 Hachtmann (Fn. 37), S. 131 ff.
  42	 Hachtmann, Reichsarbeitsministerium und DAF. Dauerkonflikt und informelle 

Kooperation, in: Nützenadel (Fn. 1), S. 137–173, hier: S. 173.
  43	 Vgl. bspw. zum Ruhrbergbau und Mansfelds Bemühungen durch Arbeitszeit- und 

Lohnerhöhungen die Förderleistung zu steigern: Wisotzky, Der Ruhrbergbau am 
Vorabend des 2. Weltkrieges, in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 30 (1982), 
S. 418–462.

  44	 Petzina, Autarkiepolitik im 3. Reich. Der nationalsozialistische Vierjahresplan, 
1968, S. 61.

  45	 Kahrs, Die ordnende Hand der Arbeitsämter, in: Aly (Hg.), Arbeitsmarkt und 
Sondererlaß. Menschenverwertung, Rassenpolitik und Arbeitsamt. Berlin 1990, 
S. 9–61, hier: S. 27.

  46	 Eden, Arbeitsrecht im NS-Staat. Die Treuhänder der Arbeit und die Kriminalisie-
rung der Arbeitsvertragsbrüche, in: Nützenadel (Fn. 1), S. 246–281.

  47	 Eichholtz, Die Vorgeschichte des »Generalbevollmächtigen für den Arbeitsein-
satz« (mit Dokumenten), in: Jahrbuch für Geschichte 9 (1973), S. 339–383, hier: 
S. 341.

  48	 Eichholtz (Fn. 49), S. 346.
  49	 Eichholtz (Fn. 49), S. 347.
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kommando der Wehrmacht vor, das »Menschenverteilungsrecht« mit 
»diktatorischer Gewalt« durchzuführen.50 Am 24. 12. 1941 forderte 
Reichsarbeitsminister Seldte gegenüber Göring, Mansfeld als General-
bevollmächtigten zu berufen. Hier war Eile aufgrund Konkurrenz aus 
dem Ressortkreis geboten, denn das Ministerium für Bewaffnung und 
Munition unter Todt berief Mitte Dezember einen »Sonderbeauftrag-
ten« für den »Russeneinsatz«. Am 10. 1. 1942 ernannte Göring Mansfeld 
durch die »uneingeschränkte Vollmacht zur Lenkung des gesamten 
Arbeitseinsatzes«. Jedoch vermied es Göring, Mansfeld als seinen per-
sönlichen Generalbevollmächtigen mit entspr. Weisungsrecht zu 
bezeichnen. Die Kompetenzaufteilung zwischen Oberkommando der 
Wehrmacht, Generalbevollmächtigen und Munitionsministerium 
blieb unklar.51 Außerdem trat Mansfeld schon am 13. 1. 1942 wichtige 
Kompetenzen (Umsetzung dt. Arbeitskräfte und Einsatz ausl. Arbeits-
kräfte oblag dem Munitionsministerium) an das Todt-Ministerium 
ab.52 Unter Mansfeld wurde die durch zahlreiche Zwangselemente 
untersetzte »freiwillige Anwerbung« von »Fremdarbeitern« zur 
Zwangsdeportation ausgebaut. Mitte Februar 1942 stellte Mansfeld fest, 
dass die unmenschliche Behandlung zu massenhaften Sterben sowje-
tischer Kriegsgefangener geführt habe, so dass eine bessere Versorgung 
mit Arbeitskräften nicht gelingen könne.53 Mansfeld forderte Ende 
Februar 1942 beim Reichsministerium für die besetzen Ostgebiete fast 
630.000 zivile sowjetische Arbeitskräfte an. Aufgrund seiner schwa-
chen Stellung, seiner geringen »Erfolge« und Machtverschiebungen 
durch die Ernennung Speers zum Munitionsminister wurde Mansfeld 
am 27. 3. 1942 durch Sauckel, Gauleiter in Thüringen, ersetzt.54

V.	 »Ruhiger Schlaf« 

Die Reichsgruppe Industrie, der durch das Gesetz zur Vorbereitung 
des organischen Aufbaus der dt. Wirtschaft v. 27. 2. 1934 geregelte 
Zusammenschluss der Wirtschaftsverbände, sorgte für eine Anschluss-

beschäftigung Mansfelds.55 Mansfeld hatte nach dem Krieg ein »in jeder 
Beziehung (…) gutes Gewissen«. »Die ewige Ungewissheit«, sich in 
der Sowjetischen Besatzungszone einem Verfahren als Kriegsverbre-
cher stellen zu müssen, führte zur Übersiedlung nach West-Berlin, um 
»nun wieder ganz ruhig schlafen« zu können.56 Mansfeld ist ein 
bezeichnendes Beispiel für das Zusammenspiel von Vertretern der 
alten Eliten mit der nationalsozialistischen Bewegung. Gleichzeitig 
zeigen sich hieran die Antagonismen zwischen klassischer staatl. Ver-
waltung und Parteiapparaten. Seine Karriere kulminierte in seiner 
kurzfristig ausgeübten Funktion als »Generalbevollmächtigter für den 
Arbeitseinsatz«. Sein Nachfolger wurde wegen dieser Funktion wegen 
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit in Nürn-
berg zum Tode verurteilt.57

  50	 Eichholzt (Fn. 49), S. 351.
  51	 Eichholtz (Fn. 49), S. 354 f.
  52	 Eichholtz (Fn. 49), S. 357.
  53	 Streit, Keine Kameraden. Die Wehrmacht und die sowj. Kriegsgefangenen 1941-

1945, 1978, S. 128: Am 19. 2. 1942 berichtete M, dass von 3,9 Mio. sowj. Kriegsge-
fangenen nur 1,1 Mio. am Leben seien. Allein zwischen November 1941 u. Januar 
1942 sei eine halbe Mio. Menschen ums Leben gekommen.

  54	 Greve, Das »System Sauckel«. Der Generalbevollmächtigte für den Arbeitseinsatz 
und die Arbeitskräftepolitik in der besetzen Ukraine 1942–1945, 2019, S. 122 ff. 

  55	 Eichholtz (Fn. 49), S. 359: »[…] Wir sprachen wohl schon gelegentlich darüber, 
daß Herr Mansfeld, als 1933 auf Wunsch der Industrie in das Arbeitsministerium 
eingetreten war, Zusicherungen gemacht worden waren, ihm bei eventuellem 
Ausscheiden wieder eine angemessene Position in der Industrie zu verschaffen. 
Herrn Zangen und ich sind uns darüber einig, daß diese Zusage gehalten werden 
muß, zumal schon ein Gerede darüber entstanden ist, daß es so lange dauere, bis 
man Herrn Mansfeld unterbringe«, Rudolf Stahl, stv. Leiter der Reichsgruppe In-
dustrie und Vorstandsvorsitzender des Salzdetfurth/Mansfeld-Konzern an Johan-
nes Kiehl, Vorstandsmitglied der Dt. Bank und Aufsichtsratsmitglied des Salzdet-
furth/Mansfeld-Konzern (28. 10. 1942).

  56	 Münzel, Neubeginn und Kontinuitäten. Das Spitzenpersonal der zentralen dt. Ar-
beitsbehörde 1945–1960, in: Nützenadel (Fn. 1), S. 494 –550, hier: S. 548.

  57	 Internat. Militärgerichtshof (Hg), Der Prozeß gegen die Hauptkriegsverbrecher vor 
dem IGH Nürnberg. Nürnberg 1947, Bd. 1, S. 362-364.
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»» Die vorläufige Landarbeitsordnung vom 24. Januar 1919 und das 
Landarbeiterrecht 

Prof. Dr. Thorsten Keiser LLM, Justus-Liebig Universität Gießen

I.	 Einleitung 

Im November 1918 war das Rechts- und Wirtschaftssystem des Kai-
serreichs am Ende. Die Räte hatten das Heft in der Hand und began-
nen mit einer politischen Neuordnung. Ihre Verlautbarungen in der 
Revolutionszeit zeigen deutlich, wo die zentralen Probleme der 
alten Ordnung gesehen wurden. Frauenwahlrecht und Achtstun-
dentag1 sind programmatische Errungenschaften aus dieser Zeit, an 
die bei einschlägigen Jubiläumsfeiern regelmäßig erinnert wird. Im 
Kanon der heutigen Erinnerungskultur spielt jedoch eine Forde-
rung kaum eine Rolle, die der Rat der Volksbeauftragten ebenfalls 
als besonders dringlich ansah. Am 12. November 1918, also schon 
zwei Tage nach seinem Zusammentreten, erklärte der Rat: »die aus 
der Revolution hervorgegangene Regierung … verkündet schon 
jetzt mit Gesetzeskraft folgendes: … Die Gesindeordnungen wer-
den außer Kraft gesetzt, ebenso die Ausnahmegesetze gegen die 
Landarbeiter.«2 

Aus rechthistorischer Sicht ist dieser Schritt nicht überraschend. 
Gesinderecht galt vielen schon um 1900 als Musterbeispiel für die 
repressive, veraltete Arbeitsgesetzgebung eines todgeweihten Regimes, 
das die alten feudalen Fesseln der Arbeiter auf dem Land niemals ganz 
beseitigt hatte.3 Gesindeordnungen konnten somit als Restbestände 
der alten Ordnung in einem vom Privatrecht geprägten, entfeudalisier-
ten 19. Jahrhundert wahrgenommen werden.4 Ihre Aufhebung bedeu-
tete die Befreiung der Knechte und Mägde vom Zwang einer patriar-
chalischen Obrigkeit und die Zuordnung ihrer Vertragsverhältnisse 
zum allgemeinen Zivilrecht. 

Warum werden aber die Landarbeiter gesondert erwähnt? Man 
verbindet mit »Landarbeitern« kaum konkrete Arbeitsrechtsbegriffe. 
Arbeitsverhältnisse auf dem Land wurden zum großen Teil vom 
Gesinderecht erfasst, also von den zahlreichen regionalen Gesindeord-
nungen, die auch durch das Inkrafttreten des BGB nicht beseitigt wur-
den.5 In der zeitgenössischen Rechtsdogmatik wurde aber Gesinde-
recht von Landarbeiterrecht durchaus unterschieden. Franz Schlegel-
berger,6 den meisten als der Jurist bekannt, der im NS-Staat den 
»Abschied vom BGB« verkündete,7 hatte die Materie als erster syste-
matisch bearbeitet. 1907 erschien sein Lehrbuch »Das Landarbeiter-
recht. Darstellung des privaten u. öffentlichen Rechts der Landarbeiter 
in Preußen«.8 Dogmatisch prägende Wirkung über 1919 hinaus konn-
te es nicht entfalten, denn es gründete noch auf dem alten Modell einer 
von Polizeivorschriften durchdrungenen patriarchalischen Arbeits-
verfassung, die mit Beginn der Weimarer Republik beseitigt wurde.9 
Insgesamt ist »Landarbeiterrecht« jedoch ein faszinierender, rechtshis-
torisch noch weitgehend unerschlossener Forschungsgegenstand. 
Analytisch entfalten lassen sich darin die komplexen, oft traditionell 
gewachsenen Verhältnisse zwischen Gutsherrn und den ihnen unter-
stellten Arbeiterinnen und Arbeitern in ihrer spezifisch rechtlichen 
Dimension. Diese gilt es zunächst zu erfassen, bevor die Tragweite der 
»vorläufigen Landarbeitsordnung« von 1919 beurteilt werden kann, 
mit welcher eine neue Ära der ländlichen Arbeitsverhältnisse eingelei-
tet werden sollte. 

II.	 Wer waren die Landarbeiter? 
Rechts- und Sozialstruktur 

Die Landarbeiter und ihre Interessen standen oft im Schatten der 
gewerblichen Arbeiter. Assoziierte man Industrie mit Fortschritt und 
Dynamik, wurde das Land eher mit Stagnation und Konservativismus 
in Verbindung gebracht. Während es im gewerblichen Sektor eine lan-
ge Tradition der kollektiven Interessenartikulation mit Wurzeln schon 
im »alten Handwerk« gab,10 scheinen die Handlungsspielräume von 
Landarbeiterinnen und Landarbeitern begrenzt gewesen zu sein. Als 
Bestätigung dieses Befunds kann auch die Mobilität dieser Personen-
gruppe gelten. Gerade auf dem Land spielten Migrationsbewegungen 
eine Rolle, ins Ausland, oder in die deutschen Zentren der Industria-
lisierung, wo sich in der Fabrik tendenziell mehr verdienen ließ.11 
Auswege aus einer als unbefriedigend empfundenen Arbeits- und 
Lebenssituation wurden auch deswegen so häufig gesucht, weil die 
Chancen für Veränderung als gering angesehen wurden. 

Der Begriff »Landarbeiterrecht« im Sinne der Terminologie des 19. 
und frühen 20. Jahrhunderts ist vielschichtig. Eine verbindliche Defi-
nition hatte sich in der Rechtsdogmatik nicht herausbildet. Zu erfassen 
ist die Materie nicht über Vertragstypen, berufsständische Kategorien 
oder Tätigkeitsprofile, sondern über die Zuordnung zu einer bestimm-
ten Betriebsform. Mit Landarbeitern meinte man vor allem Beschäf-
tigte agrarischer Großbetriebe.12 Es handelt sich somit um ein nord-
deutsches, vor allem preußisches Phänomen. Auf den großen Gutsbe-
trieben verrichteten Landarbeiter Saat- und Erntearbeiten oder 
kümmerten sich um das Vieh, ähnlich wie das ländliche Gesinde. 

Die Landarbeitsordnung vom 24. 1. 
1919 und das Landarbeiterrecht
Keiser

    1	 Dazu jetzt Pierson, Vom Arbeitsschutz zur Verteilungsgerechtigkeit. Der dauer-
provisorische Achtstundentag in der Weimarer Republik, AuR 2019, G17-G20.

    2	 RGBl. 1918, S. 1033. 
    3	 Einen guten Überblick über die zeitgenössische Kritik am Gesinderecht liefert Vorm-

baum, Politik und Gesinderecht im 19. Jahrhundert (vornehmlich in Preußen 1810-
1918), 1980, S. 333 ff., 340 ff., 350 ff.; vgl. auch Keiser, Vertragszwang und Vertragsfrei-
heit im Recht der Arbeit von der Frühen Neuzeit bis in die Moderne, 2013, S. 389 ff. 

    4	 Faaß, Die Rechtsverhältnisse der land- und forstwirtschaftlichen Arbeiter 
Deutschlands, 1913, S. 20.

    5	 Wegen Art. 95 EGBGB a.F., nach dem das Gesinderecht unberührt blieb. 
    6	 Förster, Jurist im Dienst des Unrechts. Leben und Werk des ehemaligen Staatsse-

kretärs im Reichsjustizministerium, Franz Schlegelberger (1876-1970), 1995.
    7	 Schlegelberger, Abschied vom BGB: Vortrag, gehalten in der Universität zu Heidel-

berg am 25. Jan. 1937, 1937. 
    8	 Schlegelberger, Das Landarbeiterrecht. Darstellung des privaten und öffentlichen 

Rechts der Landarbeiter in Preußen, 1907. Vgl. auch Asmis, Der landwirtschaftli-
che Arbeitsvertrag nach bürgerlichem und nach Gesinderecht, 1910. 

    9	 Zu diesem Typus von Arbeitsverfassung Keiser (Fn. 3), S. 398 ff. 
  10	 Kittner, Arbeitskampf, 2005, S. 19 ff. 
  11	 Als zeitgenössische Studie über Landarbeitermangel aufgrund von Migrationsbe-

wegungen ist aufschlussreich: Meyer/Thiede (Hrsg.), Die ländliche Arbeitsverfas-
sung im Westen und Süden des Reiches. Beiträge zur Landfluchtfrage, 1941. 

  12	 Schlegelberger (Fn. 9), S. 1, mit der Definition: »Ländliche Arbeiter im weitesten 
Sinne des Sprachgebrauchs und des geltenden deutschen Rechts sind alle in einem 
landwirtschaftlichen Haupt- oder Nebenbetrieb gegen Lohn beschäftigten Arbei-
ter«. Kontur gewinnt diese zunächst sehr allgemeine Bestimmung in der differen-
zierenden Beschreibung bestimmter Arbeitergruppen. 
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Andere Arbeitskräfte waren in der Lebensmittelproduktion oder der 
direkten Weiterverarbeitung anderer landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
beschäftigt.13 Ein zentraler Unterschied zum Gesinde bestand darin, 
dass Arbeiter nicht im Haus ihres Dienstherrn lebten, sondern in eige-
nen Unterkünften.14 Diese wurden teilweise vom Dienstherrn gestellt, 
unterhalten und vielleicht sogar kontrolliert. Handelte es sich beim 
Gesinde regelmäßig um unverheiratete Einzelpersonen, kamen Land-
arbeiterinnen und Landarbeiter in Familienverbänden auf den Hof. Im 
Gegensatz zum meist ungebundenen Gesinde schuf das für die Ver-
tragsgestaltung eine völlig andere Ausgangslage. Waren Arbeitskräfte 
mit Familie im Gesindeverhältnis nicht erwünscht, stellte sich die Situ-
ation im Landarbeiterrecht anders dar. Hier wurde die Familie nicht 
als Stör- und Kostenfaktor, sondern als Arbeitskräftepotential angese-
hen und somit in vielfältiger Weise in die Vertragsbeziehungen des 
Gutsbetriebs eingebunden, was zu spezifischen Interessenkonflikten 
und Abhängigkeiten führte. Solche Unterschiede waren es, die man im 
Rat der Volksbeauftragten vor Augen hatte, als man die Gesetzgebung 
bezüglich der »Landarbeiter« gesondert ansprach.15 

III.	 Ausnahmegesetze 

Was war mit »Ausnahmegesetzen« gegen die Landarbeiter gemeint, 
die man 1918 für so relevant hielt, dass ihre Aufhebung ganz oben auf 
der revolutionären Agenda stand? In der Gesetzgebung treten »Land-
arbeiter« als eigene Kategorie neben den Tagelöhnern und dem Gesin-
de, für die seit dem Spätmittelalter eine Vielzahl von Ordnungen erlas-
sen worden sind, vor allem in einem preußischen Gesetz in Erschei-
nung. Am 24. April 1854 wurde dort ein »Gesetz betreffend die 
Verletzungen der Dienstpflichten des Gesindes und der ländlichen 
Arbeiter« erlassen. Unter Strafe gestellt wurden darin das »Verlassen 
der Arbeit« und die Verabredung zur Arbeitseinstellung. Tendenziell 
hatte die deutsche Partikulargesetzgebung vor allem in der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts manche Gesindeordnungen in dieser Wei-
se ergänzt und auf verschiedene Landarbeitertypen ausgedehnt. 

Hier ist also der Ort, an dem »Landarbeiter« erstmalig in der 
Gesetzgebung in Erscheinung treten. Zwar tat man sich schwer mit der 
Normierung eines fest definierbaren Oberbegriffs. Nicht zuletzt lag das 
an den großen regionalen Unterschieden der ländlichen Arbeitsver-
hältnisse. Es gab eben nicht »den Landarbeiter«, sondern Insten, Kät-
ner, Häusler, Heuerlinge, Einlieger, Scharwerker und dergleichen.16 
Einig war man sich aber, dass ihr Potential zu Arbeitsniederlegungen 
bei Strafe unterdrückt werden sollte. Womöglich fürchtete man dieses 
umso mehr gerade im landwirtschaftlichen Großbetrieb, wo bessere 
Kommunikationschancen der Arbeiter untereinander bestanden. 
Ansätze zu kollektiver Interessenartikulation hatte es zumindest gege-
ben. In der Literatur zu Beginn des 20. Jahrhunderts wird für die Zeit 
vor 1918 behauptet, die ländlichen Arbeitgeber redeten der Landbe-
völkerung ein, dass sie, anders als die Fabrikarbeiter, nicht zur Bildung 
von Koalitionen berechtigt sei.17 Tatsächlich war die Rechtslage von 
uneinheitlichen landesrechtlichen Normen geprägt. Gerade in den 
1890er Jahren finden sich eine Reihe weiterer einzelstaatlicher Gesetze, 
welche den »Vertragsbruch« der Landarbeiter unter Strafe stellten, 
etwa für Braunschweig, Anhalt, Detmold, Reuß usw.18 In der Praxis 
wirkten sich, wie in Preußen, solche Vertragsbruchstrafen auch als 
Streikverbote aus. Die Bildung von Gewerkschaften auf dem Land 
scheiterte, auch nach zeitgenössischen Aussagen, vor allem an solchen 
Strafvorschriften.19 Hier dürfte der zentrale Hebel gelegen haben, an 
dem der Rat der Volksbeauftragten ansetzen wollte.

IV.	 Vertragstypen und soziale Konflikte

Die Vertragstypen für Landarbeiter waren vielschichtig in Bezug auf 
Leistungspflichten und Entlohnung. Mit typischen Rechtsverhältnis-
sen im Bereich der Landwirtschaft assoziiert man oft allgemein »Tage-
löhner«, die selber über kein Land oder nicht genug Land verfügten, 
um ihren Lebensunterhalt zu bestreiten.20 Diese machten dann die 
Masse der flexiblen Erntehelfer aus, die gerade in den Arbeitsspitzen 
schnell und ohne großes Risiko für kurze Zeit beschäftigt werden 
konnten. Für Arbeitgeber konnte es aber auch sinnvoll sein, Leute für 
längere Zeit an den Betrieb zu binden. Diesen in Preußen als »Kon-
traktsarbeiter« bezeichneten Kräften wurde oft eine Behausung zur 
Verfügung gestellt, oftmals auch ein kleines Stück Land zur eigenen 
Bewirtschaftung.21 So entstanden Hybridverhältnisse zwischen 
Dienst- und Pachtverträgen. 

Wo eine Behausung zur Verfügung gestellt wurde, zog der Arbeiter 
oft mit seiner gesamten Familie ein. Das führte dazu, dass neben seiner 
Person auch über die Arbeitskraft anderer Personen verfügt wurde. 
Rechtstechnisch stellte sich die Frage, wer als Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer anzusehen war, wenn es um die Arbeitskraft des Familienmit-
gliedes ging.22 Oft wurden Kinder und Ehefrauen in den Bereich des vom 
Landarbeiter abgeschlossenen Arbeitsvertrages einbezogen.23 Für die 
Arbeiterbewegung eintretende Autoren sahen gerade darin ein Problem. 
Während die männlichen Landarbeiter nicht von den Arbeiterschutzbe-
stimmungen der Gewerbeordnung profitieren konnten, wurden auch die 
Vorschriften zum Schutz von Frauen und Kindern auf dem Land nicht 
angewendet.24 Im kämpferischen Duktus der landwirtschaftlichen Sozi-
alreformer wurde der ländliche Arbeitsvertrag daher als »nur durch die 
chronische Leutenot« abgemildertes »Sklavenverhältnis« beschrieben.25 

Die für manche Landarbeiterverhältnisse auch in den Staaten des 
Deutschen Bundes und im Deutschen Reich charakteristische Verbin-
dung von Pachtverhältnissen mit dem Arbeitsvertrag sowie die Erstre-
ckung der Arbeitspflicht auf Familie oder Haushaltsangehörige ist ein 
Phänomen, das man in ganz Europa findet. So ist etwa der italienische 
Halbpächtervertrag der mezzadria, der vor allem in Mittelitalien und 
Norditalien vorkam, durch genau diese Elemente gekennzeichnet.26 Der 
mezzadro hatte ebenfalls seine Familie an der Arbeit zu beteiligen.27 Im 
Unterschied zu den Verhältnissen in Deutschland war bei dem Hybrid-
vertrag aus Arbeit und Landnutzung jedoch ein Verhältnis der Risiko-
teilung zwischen Landeigentümer und Bauern vorherrschend. Letzterer 

  13	 Schlegelberger (Fn. 9), Landarbeiterrecht, S. 3. 
  14	 So auch die zeitgenössische Differenzierung von Schlegelberger (Fn. 9), S. 4. 
  15	 Beispiele dafür bei Schlegelberger (Fn. 9), S. 4 ff.
  16	 Vgl. auch die Aufzählung im Gesetz von 1854, § 2 c. 
  17	 Vorstand der Gesellschaft für soziale Reform (Hrsg.), Das Koalitionsrecht und das 

Gesinde- und Landarbeiterrecht, 1917, S. III. 
  18	 Ebenda, S. 15 f. 
  19	 Schmitt, Tarifverträge in der Landwirtschaft, 1922, S. 13. 
  20	 Allgemein dazu Keiser (Fn. 3), S. 341 ff. 
  21	 Schlegelberger (Fn. 9), S. 11 f.
  22	 Schlegelberger (Fn. 9), S. 25 ff.; 34 ff. 
  23	 Beispiel dazu bei Schlegelberger (Fn. 9), S. 31. 
  24	 Faaß (Fn. 4), S. 20. 
  25	 Ebenda. 
  26	 Vgl. Sabelberg, Der Zerfall der Mezzadria in der Toskana Urbana: Entstehung, Be-

deutung und gegenwärtige Auflösung eines agraren Betriebssystems in Mittelitali-
en, 1975, S. 61 ff. 

  27	 Ebenda.
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war nicht einfach abhängiger Arbeiter, sondern er stand in einem Ver-
hältnis mit dem Gutsherrn, bei dem als Pachtzins die Hälfte des Ertrags 
geschuldet war. Somit hatten immerhin beide Seiten ein gleiches Inter-
esse an effizienter Bewirtschaftung. Auf den preußischen Gutshöfen war 
das anders. Hier diente das privat bewirtschaftete Land vor allem der 
Selbstversorgung der Arbeiterfamilie. Es nahm nicht an dem Gesamter-
trag der Gutswirtschaft teil. Somit konnte das von den Kontraktsarbei-
tern bewirtschaftete Land auch dazu dienen, den Landarbeiter zur 
Erfüllung des Arbeitsvertrags anzuhalten, denn wer bereits in sein Land 
zur Selbstversorgung investiert hatte, wird dieses nicht aufgeben, ohne 
die Erträge zu erhalten. Man kann also sagen, dass das arbeitsvertragli-
che Element auf den preußischen Gutshöfen auch bei den dort wohn-
haften Kräften überwog. Die Arbeiter waren nicht als selbstständige 
Unternehmer beteiligt. Es gab eine dominierende Partei und eine 
abhängige Partei. Somit bestanden also auch in dem Mischverhältnis 
der Landarbeit die klassischen arbeitsrechtlichen Interessenkonflikte, 
wie sie auch zum Teil in der Industrie vorkommen konnten.

V.	 »Normalarbeitsverhältnis« auf dem 
Land statt gutsherrlicher Willkür – 
die vorläufige Landarbeitsordnung 
von 1918 

Unmittelbares Produkt der Revolution von 1918, in der die Forderun-
gen nach Verbesserung der Landarbeiterverhältnisse ein Ventil fan-
den, war die vorläufige Landarbeitsordnung vom 24. Januar 1919. 
Explizit sollte sie ein Vakuum im Dienstvertragsrecht des BGB füllen. 
In Bezug auf das Landarbeiterrecht findet man die bekannten Wertun-
gen der §§ 611 ff. BGB als »Gerippe«,28 welches bei Inkrafttreten des 
BGB im Hinblick auf die Landarbeit von den Gesindeordnungen 
ergänzt wurde. Ursprünglich waren diese gem. Art. 95 des Einfüh-
rungsgesetzes zum BGB aufrechterhalten worden, also auf die sog. 
»Verlustliste der Rechtseinheit« geraten. Mit der Abschaffung des 
Gesinderechts 1918 stand das BGB-Dienstvertragsrecht nach Ansicht 
der Zeitgenossen isoliert da. Man suchte also nach Sonderregeln für 
den landwirtschaftlichen Arbeitsvertrag zur Ergänzung und zur 
Lösung der spezifisch landarbeiterrechtlichen Regelungsprobleme, für 
die das BGB naturgemäß keine Vorschriften enthielt.29 

Gefüllt wurde die Lücke, als Verbände von Landarbeitern und 
Landwirten sich in einem »Reichs-Bauern und Landarbeiterrat« 
zusammenschlossen, der am 3. Dezember 1918 in Berlin erstmalig 
zusammentrat.30 Dieser hat dann die »vorläufige Landarbeitsordnung« 
vereinbart, der am 24. Januar 1919 Gesetzeskraft verliehen wurde.31 Sie 
enthielt Bestimmungen zu Vertragsinhalten, jedoch nicht zur Lohnhö-
he, die in Tarifverträgen geregelt werden sollte.32 Das kurz zuvor durch 
Inkrafttreten der TVVO33 auf eine legislative Basis gestellte Instrument 
des Tarifvertrags sollte sich also explizit auch dort ausbreiten, wo über 
Jahrhunderte das Gewohnheitsrecht oder die Festsetzungen der Gesin-
deordnungen den Arbeitslohn bestimmt hatten. Die Entstehung der 
Landarbeiterordnung unter Beteiligung von Bauern und Arbeitern 
zeugt von dem kooperativen Klima nach dem Ersten Weltkrieg, das 
bekanntlich in der Institution des Reichswirtschaftsrats (Art. 148 
WRV) verfassungsrechtlich Ausdruck gefunden hat. Später wurde der 
Reichs-Bauern und Landarbeiterrat aufgelöst, dann aber durch eine 
»Reichsarbeitsgemeinschaft der landwirtschaftlichen Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerverbände« ersetzt,34 die man in Analogie zu den allge-
meinen korporativen Tendenzen sehen kann. 

Die revolutionären Beschlüsse gaben dem Thema »landwirt-
schaftliches Arbeitsrecht« einen neuen Rahmen. Vieles wurde in der 
vorläufigen Landarbeitsordnung geregelt, etwa Formfragen des Ver-
trages, teilweise – sofern nicht den Kreistarifordnungen überlassen 
– auch Arbeitszeit, Modalitäten der Lohnzahlung, Kündigung, oder 
Zusatzleistungen wie freie Wohnung und dergleichen. Die schnell 
einsetzende Kommentierung griff dabei auf Figuren zurück, die 
bereits in Werken wie dem von Schlegelberger dogmatisch geprägt 
worden waren. So hatte man etwa zu klären, was überhaupt unter den 
Begriff des landwirtschaftlichen Betriebs fiel (§ 1 VLO)35 oder wie 
landwirtschaftliche Arbeiter von anderen Kräften, etwa Handwer-
kern, abzugrenzen seien. Interessant ist, dass die Regelungsbereiche, 
die bereits die territoriale Gesetzgebung der frühen Neuzeit prägten, 
auch in der VLO einen besonderen Rang einnehmen, nämlich die 
Regelung von Arbeitsbeginn, Arbeitsende und Pausen (§§ 4, 5 VLO). 
Daneben gab es aber auch Gebiete, die auf den ersten Blick an moder-
ne Forderungen erinnern, wie z.B. der in § 14 VLO geregelte »Arbei-
terinnenschutz«. Hier wurde der Arbeitgeber verpflichtet, eine 
Arbeiterin, die eine Familie zu versorgen hatte, rechtzeitig nach Hau-
se zu schicken. Bei genauer Betrachtung dient diese Vorschrift auch 
dem Schutz von Familien und einer Zementierung der Rolle der Frau 
als Versorgerin und Hausfrau. Geholfen war damit freilich auch oft 
dem landwirtschaftlichen Arbeitgeber, denn nicht selten hatte die 
Arbeiterin eine Familie zu versorgen, die für denselben Dienstherrn 
tätig war, womit also auch die pünktliche Verköstigung sonstiger 
Arbeiter sichergestellt war. Das galt umso mehr, wenn eine Arbeiterin 
eine Gruppe von Scharwerkern im Haus beherbergte. In diesem Fall 
sollte sie von der Arbeit in der Regel gar freigestellt sein und sich 
vornehmlich der Versorgung der Arbeiter widmen (§ 14 Abs. 2 
VLO).36 

Was vor allem gegenüber dem alten Gesindeverhältnis auffällt, ist 
die Neustrukturierung des Landarbeiterverhältnisses in Anlehnung an 
die industrielle Arbeit. Waren bei im Haus wohnenden Personen die 
Grenzen zwischen Arbeit und Freizeit noch fließend und angesichts 
des vielschichtigen Aufgabenprofils auch schwer zu ziehen, begannen 
sich im Landarbeiterrecht das Profil eines strukturierten Arbeitstags 
und einer Arbeitswoche herauszubilden. Überstundenzulagen am 
Sonntag (§ 12 VLO) wurden geregelt, ebenso wie tägliche Höchstar-
beitszeiten (§ 3 VLO). Den Flexibilitätsanforderungen der Landwirt-
schaft wurde Rechnung getragen durch eine gestaffelte Arbeitszeitre-
gelung, bei der in den Arbeitsspitzen (also der Ernte im Sommer und 
Frühherbst) bis zu elf Stunden gearbeitet werden durfte, während dann 
wieder Phasen mit acht Stunden angesetzt und auf eine jährliche 
Gesamtarbeitszeit bezogen wurden. Diese Strukturierung wirkte sich 
wiederum auf die Vertragsinhalte aus. Sie wurden präzise beschreibbar 

  28	 So in der Einleitung zur Verordnung betreffend eine vorläufige Landarbeitsord-
nung nebst sonstigen Bestimmungen über das landwirtschaftliche Arbeitsrecht, 
erläutert von Feig/Cäsar, 3. Aufl. 1923, S. 8. 

  29	 Deutlich werden diese herausgearbeitet im Kommentar von v. Karger/Hahne, 
Landwirtschaftliches Arbeitsrecht, 1922, S. 11 ff. 

  30	 Zur Entstehungsgeschichte zeitgenössisch Möhle, Die Rechtsgrundsätze der »vor-
läufigen Landarbeitsordnung« unter Berücksichtigung des bisher geltenden preu-
ßischen Rechts, Diss. jur. Greifswald 1920, S. 18 ff. 

  31	 Abgedruckt in v. Karger/Hahne (Fn. 29), S. 7 ff. 
  32	 Feig/Cäsar (Fn. 28), S. 12. 
  33	 Vom 23.12.1918, RGBl. 1918, S. 1456. 
  34	 Feig/Cäsar (Fn. 28), S. 12. 
  35	 v. Karger/Hahne (Fn. 29), S. 7. 
  36	 Feig/Cäsar (Fn. 28), S. 93.
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und konnten damit auch präzise Gegenleistungspflichten als Äquiva-
lente enthalten, die sich wiederum in Zeit- oder Stücklohnkategorien 
äußerten. 

Nach einer Beobachtung von Wolfgang Siebert hatte die VLO frag-
mentarische Regelungen gebracht, die aber durch Tarifverträge stetig 
ergänzt und präzisiert wurden. Ein Landwirtschaftliches Arbeitsrecht 
sei so »von unten« gebildet worden.37 Aus den frühen Zwanziger Jah-
ren gibt es Belege für diese Entwicklung. Statistiken belegen einen 
sprunghaften Anstieg der Mitglieder der Landarbeiterverbände 
(christliche, freie, »gelbe«, kommunistische) seit 1918.38 Eine abschlie-
ßende historische Beurteilung dieser Entwicklung steht noch aus. Oft 
wird davon berichtet, wie sehr der Tarifvertrag auf Arbeitgeberseite 
bäuerlichem Selbstverständnis widersprach.39 Darüber hinaus sind 
viele weitere Fragen offen. Die derzeit verstärkt in Angriff genommene 
Geschichte der Arbeitsordnungen spielt auch für die Landwirtschaft 
eine Rolle.40 Umstritten war zu Beginn der Zwanziger Jahre, ob diese 
für die Normierung von Arbeiterschutzvorschriften wichtigen Rege-
lungen nach Inkrafttreten der VLO als obligatorisch für landwirt-
schaftliche Betriebe anzusehen waren.41 Solche Themen stehen im 
Zusammenhang mit der Frage der Rolle der Betriebsräte auf dem 
Land, die bei der Arbeitsordnung potentiell ein Mitgestaltungsrecht 
hatten. 

VI.	 Fazit

Wie diese grobe Skizze gezeigt hat, steht die Geschichte der Landar-
beitsverhältnisse noch am Anfang. Sie stellt neben der inzwischen 
wesentlich besser aufgearbeiteten Geschichte des industriellen Arbeits-
rechts eine Forschungslücke dar. Erste Eindrücke legen die Vermutung 
nahe, dass im Bereich der Landarbeit eine Entwicklung parallel zur 
Industrie stattgefunden hat, wenn auch mit einiger Verspätung. Inter-
essenartikulation in Verbänden fand auch hier statt. Es wurden Koali-
tionen gebildet und Tarifverträge abgeschlossen, welche die weitere 
Rechtsentwicklung beeinflussten. Auch Betriebsräte kamen in land-

wirtschaftlichen Unternehmungen vor. Auch wenn ihre quantitative 
Bedeutung gegenüber der Industriearbeit gering gewesen sein mag, 
verdienen sie dennoch wissenschaftliche Aufmerksamkeit. Die 
Abschaffung der Gesindeordnungen und die gleichzeitige Verrechtli-
chung des Tarifvertrags führte zumindest auf konzeptioneller Ebene zu 
einschneidenden Veränderungen, die auch in den ländlichen Arbeits-
verhältnissen Spuren hinterließen. Im Rückblick lässt sich sagen, dass 
die Idee eines »Normalarbeitsvertrags« 1918 explizit auf die Landarbei-
ter bezogen wurde. Dieser war an einigen Stellen lückenhaft, trug kaum 
noch Züge eines patriarchalisch geregelten Verhältnisses, war vielmehr 
ein moderner, mit Vertragstypen über andere Arbeitsleistungen ver-
gleichbarer Normkomplex, bei dem Leistung und Gegenleistung klar 
gegenübergestellt wurden. Letztlich wurde versucht, die ländlichen 
Arbeiterinnen und Arbeiter aus ihrer problematischen Verflechtung in 
ein noch von obrigkeitlichen Vorstellungen geprägtes Abhängigkeits-
verhältnis zu befreien. Gerade die Verknüpfung von Arbeits- und 
Wohnsituation sowie die noch lange Zeit relevanten Naturallohnantei-
le, waren Ansatzpunkte einer Neuregelung, die den ländlichen Arbeiter 
vom unterbäuerlichen Häusler zum Lohnempfänger und Mieter 
machen wollte. Inwiefern diese als Vorteile der Industriearbeit empfun-
denen Einrichtungen zu Verbesserungen der Lage der Landarbeiter 
geführt haben, ist eine Frage der Sozialgeschichte. Die Rechtsgeschich-
te kann bei Studien in diesem Bereich zumindest auf reichhaltiges sta-
tistisches Datenmaterial zurückgreifen, denn die Reform des Landar-
beiterrechts fällt in eine Zeit der produktiven Verbindungen von Sozi-
alpolitik und Soziologie, welche den Aufbruch zum Arbeitsrecht des 
20. Jahrhunderts insgesamt kennzeichnete. 

  37	 Siebert, Das Arbeitsrecht in der Landwirtschaft, 1957, S. 7. 
  38	 Schmitt (Fn. 19), S. 15. 
  39	 Ebenda, S. 68. 
  40	 Koehne, Die Arbeitsordnung in der Land- und Forstwirtschaft, 1927. 
  41	 Mit Schilderung des Meinungsstandes, Koehne (Fn. 40), S. 13 ff. 
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»» Vor fünfzig Jahren: Streik in der chemischen Industrie 1971* 

Hermann Unterhinninghofen, Frankfurt/M. 

›› »Die IG Chemie versucht mit einer neuen Strategie, der betriebsnahen 
Tarifpolitik, auf die neuen Anforderungen in der Sozialpolitik zu antwor-
ten. 1971 kommt es zum großen Streik in der Chemieindustrie. Er bringt 
eine Tariferhöhung von 7,8 Prozent und die Absicherung des 13. Monats-
gehalts. Von vielen wird der Abschluss dennoch als Niederlage empfun-
den.«1 

I.	 Einleitung 

Der folgende Artikel versucht, den Text aus einer Broschüre der IG 
Bergbau-Chemie-Energie – in ihr ist die IG Chemie-Papier-Keramik 
1997 aufgegangen – zu entschlüsseln. Es lohnt, einen Blick auf den 
ersten – und vorläufig letzten – Streik in der chemischen Industrie2 seit 
1945 zu werfen, auf Forderungen, Streikstrategie, Ergebnisse, das poli-
tische, wirtschaftliche und rechtliche Umfeld, in Zeiten politischen 
Aufbruchs und des Versuchs politischer Einflussnahme im Zeichen 
der »Konzertierten Aktion«.3 

II.	 Hintergründe des Streiks

1.	Daten zur Wirtschaftsbranche 

Die chemische Industrie entwickelte sich nach 1949 zur größten Bran-
che der IG Chemie. Die »IG Farben-Nachfolger« BASF, Bayer und 
Hoechst waren die mit Abstand größten Arbeitgeber, sie hatten außer 
den Hauptwerken zahlreiche Zweigbetriebe und Tochterfirmen. Sie 
dominierten die regionalen Chemie-Arbeitgeberverbände (AGV) in 
Rheinland-Pfalz, Nordrhein und Hessen.

2.	Tarifspanne zwischen tariflichen und übertarif-
lichen Entgelten

Die chemische Industrie war eine prosperierende Wachstumsbranche 
mit geringem Lohnkostenanteil. Die IG Chemie konnte zwar einen 
stetigen Lohnzuwachs durchsetzen. Er blieb jedoch hinter den Pro-
duktivitäts- und Gewinnsteigerungen zurück; eine Umverteilung 
zugunsten der Beschäftigten konnte 1969-1970 durchgesetzt werden.4 
Die Schere zwischen Tarif- und übertariflichen Entgelten wuchs auf 
bis über 30 %, besonders ausgeprägt in der Großchemie.5 Tarifvertrag 
und Gewerkschaft verloren an Bedeutung – bei einem Teil der Beschäf-
tigten; die Zahl der Mitglieder sank.

In den Gewerkschaften begannen Diskussionen um »mehr Tarif-
wahrheit«.6 Mit Effektivklauseln wollte man übertarifliche Zulagen 
gegen Anrechnung sichern oder mitwachsen zu lassen – für das BAG 
ein unzulässiger »Eingriff in die Vertragsfreiheit.«7 Zudem sollten die 
betrieblichen Arbeitsbedingungen näher abgebildet (z. B. bei Arbeits-
abläufen, Arbeitsinhalten, Leistungslohn etc.) und die Mitglieder stär-
ker am Tarifgeschehen beteiligt werden,8 z. B. durch betriebsbezogene 
Zusatz-Tarifverträge, vgl. dazu 3.a).

3.	Duale Interessenvertretung durch Gewerk-
schaft und Betriebsrat

Die Zweiteilung der Interessenvertretung der Beschäftigten durch 
Gewerkschaft und Betriebsrat war durch das BetrVG 1952 verstärkt 
worden, das die Gewerkschaften draußen zu halten versuchte. Sie hat-
ten ab Mitte der 1950er Jahre »alarmierende Zeichen der Auseinander
entwicklung von gewerkschaftlicher und betrieblicher Interessenvertre-
tung… und stellenweise Stagnation bzw. Rückgang des gewerkschaftli-
chen Organisationsgrades« festgestellt. Es galt, die Verankerung der 
Gewerkschaft im Betrieb durch mehr Mitglieder zu vertiefen und mit 
Hilfe von gewerkschaftlichen Vertrauensleuten die »Belegschaften wie-
der stärker an die gewerkschaftliche Arbeit heranzuführen«.9 

4.	Betriebliche Vertrauensleute – Nebenbetriebs-
verfassung in der Großchemie? 

Die Großchemie hatte ein »System betrieblicher Vertrauensleute« ins-
talliert, das die »Konzeption der gewerkschaftlichen Vertrauensleute 
unterlaufen und den Einfluss der Gewerkschaft im Betrieb dauerhaft 
gering halten sollte.«10 Hoechst-Vorstandsmitglied Erhard Bouillon 

Vor fünfzig Jahren: Streik in der 
chemischen Industrie 1971
Unterhinninghofen

	 *	 Im Gedenken an meine Kollegen Udo Achten (1943 – 2021), Gewerkschafter, Bil-
dungsarbeiter, und Heinz-Günter (HG) Lang (1935 - 2016), kfm. Angestellter, Ge-
werkschafter. Für Gespräche danke ich Werner Dreibus, Dieter Kretschmer, Karl 
Löffert, Heinrich Selzer, Sebastian Voigt.

	 1	 https://igbce.de/igbce/jahre-des-umbruchs-1266; abgerufen 7. 3. 2021
	 2	 In anderen Branchen, z. B. Glas-, Gummi-/Kautschuk-, Keramik- und Papierindus-

trie, hatte die IG Chemie in den 1950er und 60er Jahren Streiks geführt; vgl. z. B. 
Krause-Schmitt/Dreibus: Vom aufrechten Gang, von Widerständen und Stolperstei-
nen. Beiträge zur Gewerkschaftsgeschichte im Main-Kinzig-Kreis, 1993, S. 193ff. 

	 3	 Vgl. zum Ganzen Dzielak/Hindrichs/Martens/Stanislawski/Wassermann: Belegschaf-
ten und Gewerkschaft im Streik. Am Beispiel der chemischen Industrie, Frankfurt/M. 
1978; Jacobi/Müller-Jentsch/Schmidt (Hrsg.): Gewerkschaften und Klassenkampf. Kri-
tisches Jahrbuch, 1972, bes. S. 28ff., 45ff.; Kittner: Arbeitskampf. Geschich-
te-Recht-Gegenwart, 2005, S. 670ff.; Voigt: Eine »Schandgasse« im Arbeitskampf. Der 
Chemiestreik 1971 bei Merck – eine Fallstudie zu den industriellen Beziehungen in 
der Bundesrepublik, in: Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte, Heft 3/2020, S. 409ff.

	 4	 Bergmann/Jacobi/Müller-Jentsch: Gewerkschaften in der Bundesrepublik, 1975, 
S. 94ff., 115; Lesch/Byrski: Flächentarifvertrag und Tarifpartnerschaft in Deutsch-
land, 2016, IW-Analysen Nr. 107, S. 62.

	 5	 Blanke/Erd/Mückenberger/Stascheit (Hrsg.): Kollektives Arbeitsrecht. Quellentex-
te zur Geschichte des Arbeitsrechts in Deutschland, Bd. 2, 1975, S. 276.

	 6	 Vgl. umfassend zu Diskussionen und Praxis von IG Metall und IG Chemie seit den 
1950er Jahren Achten: Flächentarifvertrag und betriebsnahe Tarifpolitik, 2007.

	 7	 BAG 4. 2. 1968, 4 AZR 275/67, DB 1968, 1133; 18. 8. 1971, 4 AZR 342/70, AuR 
1971, 347; krit. Berg/Kocher/Schumann, TVG und Arbeitskampfrecht, 7. 
Aufl. 2021, § 4 Rn. 353; Däubler-Deinert, TVG, 4. Aufl. 2016, § 4 Rn. 867, 870.

	 8	 Kunzmann (IG CPK): Tarifwahrheit durch betriebsnahe Lohnpolitik, Gewerk-
schaftliche Umschau 1958, S. 287f.; Salm (IG Metall): Betriebsnahe Tarifverträge – 
die tarifpolitische Aufgabe Nr.  1 unserer Organisation, Der Gewerkschafter 
Nr. 9/10, 1958; beide auch abgedruckt bei Achten (Fn. 6), S. 217ff., S. 221ff., sowie 
S. 473ff.

	 9	 Dzielak u. a. (Fn. 3), S. 118f.; dort auch zu Verbreitung, Arbeit und Verhältnis der 
VL zu BR.

	 10	 Kaedtler/Hertle: Sozialpartnerschaft und Industriepolitik. Strukturwandel im Or-
ganisationsbereich der IG Chemie-Papier-Keramik, 1997, S. 73. Dieser Aspekt 
kommt bei Däubler/Kittner: Geschichte der Betriebsverfassung, 2020, S. 488, et-
was kurz, ausführlicher Däubler, Gewerkschaftsrechte im Betrieb, Rn. 543 ff..
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sprach sich für die »Existenzberechtigung der Gewerkschaften« und 
ihre grundsätzliche Akzeptanz »auf regionaler und nationaler Ebene« 
aus, meinte aber: »Bei allem Respekt vor der Rolle von Gewerkschaften 
und den internen Gremien einer Betriebsverfassung(...) im Idealzus-
tand käme eine Arbeitswelt sogar ohne diese Institutionen aus.«11 In der 
Betriebsvereinbarung von 1967 heißt es: »1. Im Werk Hoechst werden 
betriebliche Vertrauensmänner gewählt. Sie stellen die Verbindung 
zwischen Betriebsrat und Belegschaft einerseits sowie zwischen Beleg-
schaft und Betriebsführung her ... 3. Betriebsführer und Vertrauens-
mann des jeweiligen Betriebs12 kommen in regelmäßigen Abständen 
zu gemeinsamen Besprechungen zusammen.«13 

III.	 Tarifrunde und Streik 1971

1.	Vor dem Streik

Zwei Ereignisse beeinflussten die Tarifbewegung:
�� Die »Septemberstreiks« 1969 berührten die Chemieindustrie nur 

am Rande.14 1968 waren die Tarife um 5,2 % und im April 1969 um 
7,5 % erhöht worden. 

�� Für 1970 kündigte die IG CPK Schritte zur »betriebsnäheren Tarif-
gestaltung« an.15 In Hessen forderte die IG Chemie von 11 Betrie-
ben zusätzliche Lohnerhöhungen per Tarifvertrag.16 Firmen und 
AGV wehrten sich heftig.17 Als der AGV anbot, die Löhne um 11 % 
zu erhöhen, sahen einige Tarifkommissions-Mitglieder keine 
Streikbereitschaft mehr für den – bei ihnen unbeliebten – Zusatz-
TV.

2.	Tarifbewegung, Verhandlungen, Schlichtungen, 
Scheitern

Die Diskussionen und Tarifforderungen von 1969 und 1970 hatten die 
Arbeitgeber*innen alarmiert. Nach der 1970er Tarifrunde war eine 
Offensive von ihnen zu erwarten. Der AGV-Spitzenverband »Arbeits-
ring Chemie« stimmte die Betriebe auf die Möglichkeit »heftiger Aus-
einandersetzungen in künftigen Tarifverhandlungen« ein und forder-
te gegenseitige Unterstützung.18

Im Frühjahr 1971 vereinbarten HV und BL, dass kein Bezirk unter 
8 % Erhöhung abschließen sollte.19 Die IG Chemie kündigte die Tarif-
verträge der 3 Bezirke zum 30. April 1971 und forderte in Nordrhein 
und Rheinland-Pfalz 12 %, in Hessen 11 % mindestens 120 DM sowie 
überall den Einstieg in ein 13. Monatseinkommen. HV und Bezirks-
leiter kamen überein, in der Tarifrunde zunächst Protestaktionen und 
befristete Streiks durchzuführen; Urabstimmungen sollte es nicht 
geben.20 Die Arbeitgeber*innen boten am 27. April 5 % mehr Entgelt 
an. HV und Bezirksleiter vereinbarten: Falls die Bundesschlichtung21 
für Nordrhein scheiterte, sollte der »aktive tariflose Zustand« ausgeru-
fen werden.

Am 24.5. wurde in Rheinland-Pfalz eine Tariferhöhung um 7, 8 % 
ab 1.6. vereinbart; für April und Mai keine Entgeltsteigerung; auf ein 
Jahr umgerechnet betrug die Erhöhung etwa 6,5 %.22 Am 2.6. scheiter-
te die Bundesschlichtung in Nordrhein, die Friedenspflicht endete; in 
Hessen am 14.6., in Nordmark und Westfalen Ende Juli. 

3.	Aktiver tarifloser Zustand – Proteste, Kundge-
bungen, Streiks

Der GHV genehmigte am 2. 6. 1971 Kampfmaßnahmen für Nord-
rhein: »Als Kampfmaßnahmen können ergriffen werden: Arbeit nach 
Vorschrift, Bummelstreik, Sitzstreik, befristete Warnstreiks, kurzfristige 
Unterbrechung der Arbeit in einzelnen Abteilungen, Streiks.« In einer 
ersten Phase gab es Aktionen ohne (großen) wirtschaftlichen Schaden 
(»Nadelstiche«) – wie Diskussionen in der Abteilung, Frühschluss um 
14 Uhr, Demonstration durch den Betrieb, Versammlungen (z. B. in 
Köln mit 10.000 Beteiligten) oder kurze »Punktstreiks«. Die Betriebe 
reagierten überrascht, schufen zusätzliche Eingänge, zahlten Streik-
bruchprämien. In Phase 2 sollten rollierend Betriebe bestreikt werden 
mit dem Ziel von Produktionseinschränkungen. In Hessen begann 
man gleich mit dieser Taktik.23 Am Ende zählte die IG Chemie in bei-
den Bezirken 50.000 Streikende bei 300.000 Beschäftigten. 

Beispiele zu Phase 2: In Nordrhein streikten z. B. 3000 Arbeiter*innen 
(bei 6.400 Beschäftigten) der Enka Glanzstoff in Oberbruch bei Aachen, 
die Produktion von Chemiefasern stand bald großenteils still. Nach Kon-
flikten über den Zugang von »Arbeitswilligen« rief die Firma die Bereit-
schaftspolizei zu Hilfe: Mannschaftswagen fuhren Streikbrecher direkt in 
den Betrieb und gefährdeten Streikposten. Nach einer »Nachhilfestunde« 
in Verfassung und Streikrecht durch einen IG Chemie-Sekretär änderte 
die Polizei ihr Verhalten. Der Streik stabilisierte sich. Die Funktionäre im 
Bayer-Werk Leverkusen beteiligten sich an Kundgebungen, machten aber 
Streiks von einer Urabstimmung abhängig.

Hessen: In 21 Betrieben gab es Streiks mit zusammen 21.600 Strei-
kenden.24 Bei den Farbwerken Hoechst (27.000 Beschäftigte; die Arbei-
ter*innen waren zu 67 %, die Angestellten zu 15 % organisiert) betei-

	 11	 Bouillon: Sozialpolitik als unternehmerische Aufgabe, Marburg 1983, S. 23, zitiert 
bei Kaedtler u. a. (Fn. 10), S. 74. Der »Idealzustand« herrschte 1933-1945 (?).

	 12	 Hiermit sind Produktionsbereiche oder Abteilungen des Werks gemeint, nicht Be-
triebe iSd. BetrVG.

	 13	 Kaedtler u. a. (Fn. 10), S. 74. Zur betrieblichen Sozialpolitik der Farbwerke vgl. 
Krohn/Lang u. a.: Geschichte der Farbwerke Hoechst und der chemischen Indust-
rie in Deutschland, 2. Aufl., 1989, S. 59.	  

	 14	 Schumann/Gerlach/Gschössl/Milhoffer: Am Beispiel der Septemberstreiks  – An-
fang der Rekonstruktion der Arbeiterklasse? 1971; in 43 Chemie-Betrieben hatte 
es kurzfristige Arbeitsniederlegungen gegeben.

	 15	 So im Antrag 297 des Gewerkschaftstages 1969. 
	 16	 Weitergehend und in ein strategisches Konzept eingebettet, begründete dies das 

HV-Mitglied Werner Vitt, in: express international, Nr. 91, 20. 2. 1970, S. 8 (= Ach-
ten [Fn. 6], S. 386 ff.).

	 17	 Sie hielten die Forderung für rechtswidrig; dagegen z. B. Hensche, RdA 1971, 9. 
Das BAG bejaht seit 2002 grds. die Zulässigkeit von Firmen-TV mit Verbandsmit-
gliedern: BAG 10. 12. 2002, 1 AZR 96/02, AuR 2004, 149; vgl. Berg-Wankel (Fn. 7), 
AKR Rn. 47f.; eine Öffnungsklausel im Verbands-TV ist nicht notwendig: Däub-
ler-Deinert [Fn. 7], § 4 TVG Rn. 600, 607.

	 18	 Vgl. Voigt (Fn. 3), S. 415; beigefügt waren die neugefassten Arbeitskampf-Richtlinien. 
	 19	 Vgl. Kittner (Fn. 3), S. 671.
	 20	 Das war nach § 15 der Satzung möglich. Im konkreten Konflikt waren bestim-

mend: die niedrige Organisationsdichte in den Großbetrieben und die Unsicher-
heit, dort die notwendige Zustimmung zu erreichen.

	 21	 In jedem Tarifbezirk gab es ein zweistufiges Schlichtungsverfahren (Landessch-
lichtung, Bundesschlichtung), jeweils ohne ein »neutrales« Mitglied. Mit Schei-
tern der Bundesschlichtung endete die ‚Friedenspflicht‘. Wenig später ging man 
zur einstufigen Schlichtung zurück.

	 22	 Dies wurde so begründet: »Die Karten waren ausgereizt. In Verhandlungen war 
nicht mehr herauszuholen ...«; zitiert nach Dzielak u. a. (Fn. 3), S. 139. Ob es vor 
der Einigung einen Kontakt zum gHV oder anderen BL gab, ist unbekannt.

	 23	 Dzielak u. a. (Fn. 3), S. 145.
	 24	 Zahlen und Schilderung bei Dzielak, a.a.O., S. 155ff. 
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ligten sich Tausende an 2 Versammlungen. Bei Gesprächen mit der IG 
CPK lehnten führende Mitglieder des BR und der VL Streiks ohne 
Urabstimmung ab.25

VST Darmstadt: Zuletzt streikten 6000 Beschäftigten in 6 Betrie-
ben, u. a. bei Merck (3.500 Arbeiter*innen – zu 75 % organisiert, 4.400 
Angestellte – zu 1/3 organisiert).26 

Am 16.6. wird eine Streikleitung gewählt, anschließend Gang 
durch den Betrieb. Am 18.6. gehen nach kontroverser Betriebsver-
sammlung mit Sozialdirektor H. 7000 Beschäftigte in einer Demon
stration zur Kundgebung in der Innenstadt, Bezirksleiter Fabian 
spricht. IG Chemie-Geschäftsführer HG Lang ruft zum Streik auf. Am 
nächsten Morgen versammeln sich 2000-3000 Streikende vor den 
Toren, auf der anderen Straßenseite viele »Arbeitswillige«. 3 Hundert-
schaften (Bereitschafts-) Polizei (wer hat sie angefordert?) kommen; 
nach einigem Hin und Her machen die Streikenden Platz. Am 3. 
Streiktag gehen Streikbrecher, angeführt von Leitenden Angestellten, 
in einem »Keil« gegen die Streikenden vor, es gibt Verletzte, die meis-
ten bei den Streikenden - wohl eine von der GL inszenierte Provoka-
tion. Die Produktion kommt jetzt fast völlig zum Erliegen. 

Ein Einzelrichter des Arbeitsgerichts erlässt am Samstag ohne Ver-
handlung eine einstweilige Verfügung: es müsse eine 3 m breite Gasse 
gebildet werden; sie wird später durch Vergleich reduziert. Es kommen 
zunächst mehr Streikbrecher in den Betrieb. Schließlich werden weit 
vor dem Tor Streikposten aufgestellt, die Streikbrecher müssen einen 
langen Weg durch die Gasse gehen oder einen Umweg machen – es 
kommen weniger Streikbrecher in den Betrieb.

4. Juli: Versammlung mit 250 VL. gHV-Mitglied Rappe erklärt und 
verteidigt den Abschluss.27 5. Juli: Streikabschlussversammlung im 
Fußballstadion. 6. Juli. Die Streikenden treffen sich vor dem Werk und 
nehmen gemeinsam die Arbeit auf.

4.	Ende der Streiks

Am 2./3. 7. 1971 führt ein vom Bundeskanzleramt arrangiertes Ver-
mittlungsgespräch der Verbandsspitzen mit dem Präsidenten des Bun-
dessozialgerichts, Dr. Wannagat, zu einem Ergebnis. Es weicht nur 
unwesentlich von Rheinland-Pfalz ab: Entgelterhöhung ab 1. 6. 1971 
um 7,8 %, für April und Mai je 30 DM; mehr Geld für Auszubildende; 
13. Monatseinkommen in Stufen. Die bezirklichen Tarifkommissio-
nen – bis auf Nordmark – billigen den Kompromiss. Nach der Satzung 
brauchte keine Urabstimmung durchgeführt zu werden.

IV.	 Nach dem Streik

1.	Juristisches Nachspiel

1971 war Rspr. zum Streik selten. Es gab 2 Grundsatz-Beschlüsse des 
Großen Senats des BAG: »Arbeitskämpfe (Streik und Aussperrung) 
sind unerwünscht, weil sie volkswirtschaftliche Schäden verursa-
chen…« sowie »Arbeitskampfmaßnahmen stehen unter dem Gebot 
der Verhältnismäßigkeit« – jeweils Leitsatz 1.28 Sie »lagen wie plumpe 
Findlinge in der …. Landschaft.«29 Die verfassungsrechtliche Grund-
lagen des Streiks und Bezugspunkte der Verhältnismäßigkeit wurden 
nicht benannt, vielmehr Streiks als »Übel« bezeichnet. Diese Sicht 
änderte sich erst in den 1970er und 80er Jahren.30 Das ArbG Düsseldorf 
musste damals über die Feststellungsklage des AGV NRW entschei-
den.

a) Streik ohne Urabstimmung

Die AGV haben den Streik als »illegal« gebrandmarkt und damit bei 
Öffentlichkeit und Beschäftigten Stimmung zu machen versucht – in 
Briefen an Beschäftigte, an Eltern von »Lehrlingen«, in großen Zei-
tungsanzeigen etc. Der Kampagne fehlte es weniger an Geld als an 
Argumenten  – zumal die IG Chemie-Satzung die Urabstimmung 
nicht zwingend vorschreibt. Es gab kein Urteil, kein Gutachten – aber 
die eher zögerlich formulierte Äußerung von Nipperdey: »…so ist zu 
erwägen, ob sich nicht aus ungeschriebenem, zwingendem Berufsver-
bandsrecht eine Pflicht zur Durchführung der … Urabstimmung 
ergibt.«31 Das ArbG Düsseldorf urteilte kühl: Streik ohne Urabstim-
mung ist rechtlich zulässig. Die Urabstimmung ist eine Form der 
innergewerkschaftlichen Willensbildung, aber nicht Voraussetzung 
für einen rechtmäßigen Streik.32 Das ist seit Jahren die (fast) allgemei-
ne Rechtsmeinung.33

b) Aktiver tarifloser Zustand

Hier folgte das ArbG dem AGV: Unzulässig sei ein aktiver tarifloser 
Zustand, wenn »es einem unbestimmten Personenkreis überlassen 
bleibt, zu Arbeitskampfmaßnahmen aufzurufen. Angriffsstreikmaß-
nahmen müssen dem Arbeitgeber so rechtzeitig angekündigt werden, 
dass Erhaltungsmaßnahmen verabredet werden können«. Die abstrak-
ten Sätze haben nur teilweise etwas mit der Realität zu tun. Alle Arbeit-
geber*innen im Tarifgebiet konnten über Presse, Rundfunk etc. erfah-
ren, dass sie ab 3. Mai mit Aktionen und Streiks zu rechnen hatten.34 
IdR. informierte die Gewerkschaft die Betriebe vor Beginn von 
Streikaktionen;35 viele Betriebe lehnten aber Gespräche über Not-
dienst ab. Der Überraschungseffekt gehört zur Streikfreiheit.36 Wirk-
same flexible Streiks sind auch anders zu organisieren, auch in den auf 
vielfältige Vorprodukte und chemische Prozesse angewiesenen Betrie-
ben. Man denke nur an - ggfs. wiederholte - Warnstreiks; aufeinander 
abgestimmte Kurzstreiks in unterschiedlichen Betrieben oder Betrieb-
steilen. 

c) Streikrecht von Auszubildenden

Das ArbG lehnte ein Streikrecht von Auszubildenden ab, es wider-
spreche dem »Wesen« des Ausbildungsverhältnisses (»Lehrjahre sind 
keine Herrenjahre«). Gut 10 Jahre später anerkannte das BAG das 
Streikrecht der Auszubildenden, z. B. für höhere tarifliche Vergütun-

	 25	 Vgl. Dzielak, a.a.O., S. 343ff. 
	 26	 Vgl. im einzelnen Dzielak, a.a.O., S. 155ff.; Jacobi u. a. (Fn. 3), S. 28ff., 45ff., Voigt 

(Fn. 3), S. 409, 416ff.
	 27	 Protokoll der stürmischen Versammlung bei Voigt (Fn. 3), S. 431ff.
	 28	 BAG 28. 1. 1955, GS 1/54, AuR 1955, 218; BAG 21. 4. 1971, GS 1/68, AP GG 9 Arbeits-

kampf Nr. 43.
	 29	 Dieterich, AuR 2015, G 22.
	 30	 Vgl. Kittner (Fn. 3), S. 625ff.
	 31	 Hueck/Nipperdey: Lehrbuch des Arbeitsrechts, 7. Aufl., Band I, S. 1026. 
	 32	 ArbG Düsseldorf 21. 8. 1972, 7 Ca 1995/71, BetrR 1973, 171 mit Anm. Pennigsdorf 

= DB 1973, 674.
	 33	 Vgl. Däubler-Reinfelder (Fn. 7), § 15 Rn. 37f. und die dort zitierte Rspr. und Literatur.
	 34	 Vgl. BAG 12. 9. 1984, 1 AZR 342/83, DB 1984, 2536.
	 35	 Vgl. z. B. Telex des IG CPK Bezirksleiters Gläsner an den Vorstandsvorsitzenden 

der Bayer AG, Prof. Hansen, Spiegel Nr. 27/1971, S. 70.
	 36	 Vgl. BAG 22. 9. 2009, 1 AZR 972/08, NZA 2009, 1347 (Streiknebenwirkungen durch 

»flashmob«).

AuR_21_05_Innenteil.indd   11 19.04.2021   15:59:43



� AuR 5 n 2021G12  |  www.arbeitundrecht.eu

Arbeit und Rechtsgeschichte    Unterhinninghofen  |  Vor fünfzig Jahren: Streik in der chemischen Industrie 1971

gen.37 Die Fa. Merck, Darmstadt, fuhr einen harten Kurs gegen Aus-
zubildende, die sich an Aktionen etc. beteiligt hatten. Sie übernahm 18 
nicht in ein Arbeitsverhältnis – obwohl sie zu den Besten des Jahrgangs 
gehörten und Arbeitsplätze frei waren.38

2.	Sogenannte »betriebliche Tarifpolitik«

Inhaltlich das krasse Gegenteil der betriebsnahen Tarifpolitik der 
1960er und 70er Jahre sind die auch unter der falscher Flagge « betrieb-
liche Tarifpolitik« daherkommenden Forderungen nach »betriebli-
chen Bündnisse für Arbeit«, die Tarifverträge unterschreiten oder 
ersetzen sollen. Aktuell fordert Gesamtmetall – unter dem Vorwand 
von Wettbewerbsnachteilen und der Bewältigung der Pandemie-Fol-
gen – eine nahezu uneingeschränkte Verlagerung der Entscheidungs-
kompetenz über das »ob« und »wie« der Anwendung von Flächenta-
rifverträgen auf die Betriebe.39

V.	 Aufarbeitung des Streiks

1.	Kritik an Streikvorbereitung, -anlage und 
-beendigung

Es gab eine kurze Diskussionsphase auf örtlicher, bezirklicher und 
Bundesebene und zwei interne Arbeitstagungen.40 Die Ergebnisse 
wurden entgegen der Ankündigung nicht veröffentlicht: Sie gehörten 
nicht in die Öffentlichkeit, »um dem Gegner« keinen Einblick in inter-
ne Vorgänge und strategische Überlegungen zu gewähren. 

Positiv wurde vermerkt: Der Mythos der »Unbestreikbarkeit der 
Chemieindustrie« hat Risse bekommen. Positiv war für manchen: 
»Weil ich im Streik endlich unterscheiden konnte, wer sind eigentlich 
diejenigen, die zu uns stehen, und wer sind diejenigen, die gegen uns 
sind.«41

Kernpunkte der Kritik waren42 :
�� Die geringe, eher symbolische Höhe des durch den Streik materiell 

Erreichten wurde vielfach kritisiert. Auch der IG Chemie-Vorsit-
zende Hauenschild meinte: »Das materielle Ergebnis ist nicht 
berauschend und stellt sicher viele … nicht zufrieden«.43 

�� Es gab keine systematischen Streikvorbereitungen. Damit hätte 
man spätestens beginnen müssen, als es Anzeichen für eine härte-
re Gangart des Arbeitsrings gab.

�� Entscheidend war, dass es nicht gelang, die Mitglieder und Funk-
tionäre von Bayer und Hoechst aktiv einzubeziehen, und dass die 
gut organisierten »Aniliner« der BASF44 wegen des frühen 
Abschlusses ausfielen. Der Ausfall in den Herzkammern der Groß-
chemie schwächte und wirkte demotivierend. Er führte am Anfang 
zur Notlösung »aktiver tarifloser Zustand« und verhinderte später 
eine Ausweitung des Streiks. 

�� Das Konzept »aktiver tarifloser Zustand« knüpfte an den geringen 
Kampferfahrungen der Beschäftigten an. Es ermöglichte anfangs 
Kreativität der Streikenden, auch überraschende Nadelstiche. Es 
war andererseits von Erwartungen geprägt, dass Streiks auf nied-
rigem Niveau eine Lösung ermöglichen würden. Nach 2 oder 3 
Wochen waren die Betriebe aber eher durch Störung der Produk-
tion oder des Produktionsverbundes zu beeindrucken. 

�� Der Streik machte eine begrenzte Handlungs- und Durchsetzungs-
fähigkeit der IG Chemie sowohl in der Tarif- als auch in der 
Betriebspolitik deutlich. Es kam jetzt darauf an, die an den Inter-

essen der Beschäftigten ansetzende Arbeit der Gewerkschaft in den 
Betrieben sichtbar zu stärken. 

�� Der spätere Weg von dem Anspruch autonomer Gewerkschaftspo-
litik in die »Sozialpartnerschaft« mit dem AGV (vgl. 7 c) war nach 
der Niederlage im Tarifstreit weder vorgezeichnet noch zwingend.

2.	Entwicklung nach dem Streik

Die nachfolgende politische Debatte um die Rolle der Gewerkschaft, 
der VL und der BR griff die im Streik deutlich gewordenen Mängel auf. 
Sie führte zunächst zu Stärkung der VL in der Satzung der IG Chemie. 
Die Arbeitgeber*innen wollten ihnen nicht dieselben Arbeitsmöglich-
keiten wie den betrieblichen Vertrauensmännern zugestehen. Es folg-
te eine Phase kontroverser Debatten um den gewerkschaftlichen Ein-
fluss in den Betrieben und die innergewerkschaftliche Demokratie. 
Etwa ein Jahr vor dem Gewerkschaftstag 1980 meinte die HV-Mehr-
heit der IG Chemie, den Konflikt nur mit einem scharfen »Schnitt« 
lösen zu können.45 Er führte zu inhaltlichen und personellen Verän-
derungen.46

3.	Der Weg in die »Chemie-Sozialpartnerschaft«

Der politische Schwenk ging weiter. Ein Meilenstein war das Aussche-
ren der IG Chemie aus der DGB-weiten Forderung nach Einführung 
der 35 Stunden-Woche. Das Vorstandsmitglied Mettke nannte den 
Vorruhestands-TV von 1983 eine Art Vorleistung der IG Chemie für 
das Angebot des Arbeitsrings einer ständigen Zusammenarbeit auf 
»sozialpartnerschaftlicher Basis.«47 Der AGV Hessen pries 2017 die 
Chemie-Sozialpartnerschaft so: »46 Jahre Arbeitsfrieden in der chemi-
schen Industrie...Seit nunmehr 46 Jahren können die Mitglieder der 
Tarifpartner dank einer funktionierenden Sozialpartnerschaft und weit-
sichtigen Tarifverträgen vor der Durchführung und den Folgen von 
Arbeitskämpfen geschützt werden.«48

	 37	 BAG 12. 9. 1984, 1 AZR 342/83, DB 1984, 2536, u. a. unter Bezug auf Buschmann, 
BB 1981, 190, 191; Wohlgemuth, BB 1983, 1103, 1105; heute fast einhellige Mei-
nung; dem ging ein jahrelanger Streit voraus; vgl. Crusius/Söhl/Wilke: Praxis und 
Theorie gewerkschaftlicher Lehrlingspolitik, 1971.

	 38	 Dzielak u. a. (Fn. 3), S. 441. Solche Vorgänge waren Jahre später der Anlass, Ju-
gend- und Auszubildendenvertreter*innen einen Anspruch auf Übernahme in ein 
Arbeitsverhältnis zu geben (§ 78a BetrVG). 

	 39	 https://www.gesamtmetall.de/verband/arbeit/tarifpolitisches-leitbild (abgerufen 
27. 3. 2021); dazu König/Detje, Sozialismus 3/2021, S. 27.

	 40	 Gewerkschaftliche Umschau (IG CPK) Nr. 4/71, 1. 
	 41	 So Ludwig Kaufmann, betrieblicher Streikleiter bei Merck; s. Voigt (Fn. 3), S. 412.
	 42	 Vgl. Dzielak u. a. (Fn. 3), S. 409ff.; Jacobi u. a. (Fn. 3), S. 28, 37ff.; dies.; Kritisches 

Jahrbuch 1973, S. 43ff., 93ff.; Kittner (Fn. 3), S. 670ff.
	 43	 Gewerkschaftspost 8/1971, S. 3.
	 44	 In den Tarifbewegungen 1973 und 1977 wurden die anderswo ausgehandelten Er-

gebnisse in Rheinland-Pfalz abgelehnt; nach Warnstreiks bei der BASF und ande-
ren Betrieben bzw. nach Urabstimmung und Streikansetzung wurden jeweils Ent-
geltverbesserungen durchgesetzt; s. Dzielak u.a. (Fn. 3), S. 428f., bzw. Hindrichs/
Mäulen/Scharf: Neue Technologien und Arbeitskampf, 1990, S. 167ff.

	 45	 Kaedtler/Hertle (Fn. 10), S. 96ff.
	 46	 Nach Kaedtler/Hertle (Fn. 10), S. 101 zu dem »größten personalpolitischen Revi-

rement im hauptamtlichen Funktionärskader einer DGB-Gewerkschaft nach dem 
Krieg«

	 47	 Kaedtler/Hertle (Fn. 10), S. 161, 169ff.
	 48	 Quintessenz. Magazin des AGV HessenChemie 2016/2017, S. 11; triumphierend 

Eich, NZA 1995, 149.
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	 7	 Dazu eingehend Brand, Untersuchungen zur Entstehung der Arbeitsgerichtsbar-
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»» Historische Entwicklung der Laienrichterbeteiligung in der Arbeits­
gerichtsbarkeit

PD Dr. Alexander Stöhr, Mainz∗

I.	 Einführung

Die heutigen ArbG bestehen nach § 16 Abs. 1 ArbGG aus Vorsitzenden 
und ehrenamtlichen Richtern,1 wobei die ehrenamtlichen Richter je 
zur Hälfte aus den Kreisen der AN und der AG entnommen werden. 
Ehrenamtliche Richter sind keine Richter i.S.v. §§ 8 ff. DRiG, wirken 
aber gem. § 45 Abs. 1 DRiG an der Entscheidung mit vollem Stimm-
recht und in richterlicher Unabhängigkeit mit. Da die Bestellung keine 
juristische Ausbildung erfordert, lassen sich ehrenamtliche Richter 
formell auch als Laienrichter bezeichnen.2 Diese Bezeichnung wird im 
vorliegenden Beitrag verwendet, da die fehlende juristische Ausbil-
dung und nicht die fehlende Vergütung im Zentrum der Darstellung 
steht. Dabei wird nicht verkannt, dass Laienrichter im Rahmen ihrer 
beruflichen oder richterlichen Praxis häufig Rechtskenntnisse erwor-
ben haben, die in speziellen Bereichen sogar über den Pflichtstoff der 
dt. Juristenausbildung hinausgehen.3 Die Funktion der Laienrichter-
beteiligung hängt von der jeweiligen Gerichtsbarkeit ab. In der Straf-, 
Verwaltungs- und Finanzgerichtsbarkeit repräsentieren Laienrichter 
die Allgemeinheit und sollen vor staatlicher Willkür schützen.4 In der 
Arbeitsgerichtsbarkeit sollen Laienrichter das Gericht hingegen mit 
besonderer Sachkunde versorgen.5 Im vorliegenden Beitrag wird die 
historische Entwicklung der Laienrichterbeteiligung in der Arbeitsge-
richtsbarkeit beleuchtet, um das Verständnis dieser Tradition und der 
Arbeitsgerichtsbarkeit im Allgemeinen zu erhöhen. Die Darstellung 
beschränkt sich auf die wesentlichen Eckpunkte der Entwicklung und 
erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.

II.	 Eckpunkte der geschichtlichen 
Entwicklung

1.	Zunftgerichtsbarkeit (14. Jahrhundert – 1810)

Die Handwerker waren von Ende des 14. Jhd. bis zur Gewerbereform 
im Jahr 1810 in Zünften organisiert, welche das jeweilige Handwerk 
als Monopol kontrollierten und dabei Verwaltungsaufgaben und sozi-
ale Funktionen für ihre Mitglieder innehatten. Zünfte waren ständige, 
auf Zwangsmitgliedschaft beruhende korporative Vereinigungen der 
Handwerker eines Berufszweigs und bildeten das organisatorische 
Gehäuse, das dem »polyfunktionalen Sozialgebilde« des alten Hand-
werks einen institutionellen Rückhalt gab.6 Dies beinhaltete eine eige-
ne Gerichtsbarkeit, die für Streitigkeiten zwischen Handwerkern 
untereinander und zwischen Handwerkern und Gesellen zuständig 
war.7 Ausgeübt wurde diese Zunftgerichtsbarkeit vom Zunftmeister, 
entweder allein oder als Teil des Zunftvorstandes. Die Zunftmeister 
wurden aus den Reihen der Handwerker gewählt. Dadurch war 
gewährleistet, dass sie sich mit den Bräuchen und Verhältnissen der 
Zunft auskannten.8 Damit findet sich schon zu dieser Zeit der Gedan-
ke der Sachkunde. Gesellen als abhängig Beschäftigten war die Mit-
wirkung an der Rechtsfindung allerding noch verwehrt. Im Rahmen 

der Verhandlung sollten die Zunftmeister vor allem auf eine gütliche 
Einigung der Parteien hinwirken.9 Durch diese Schlichtungsorientie-
rung sowie die interne Ausrichtung ist die Zunftsgerichtsbarkeit mit 
anderen internen Schlichtungsmechanismen vergleichbar, die sich 
früher z. B. in den Universitäten und Armeen fanden und heute z. B. 
in den Industrie- und Handelskammern und Ärztekammern beste-
hen.10 Mit der Beseitigung des Zunftzwangs und der Aufhebung der 
Zünfte entfiel diese standeseigene Jurisdiktion.11

2.	Conseil des Prud‘hommes (seit 1806)

In Frankreich wurden arbeitsrechtliche Streitigkeiten nach Wegfall der 
Zunftgerichtsbarkeit, der im Zuge der französischen Revolution schon 
früher erfolgte als in den dt. Ländern, zunächst der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit überantwortet.12 Dies erwies sich jedoch nicht zuletzt 
im Hinblick auf die mangelnde Kenntnis der Zivilrichter von gewerb-
lichen Zusammenhängen als unbefriedigend.13 Daher wurde am 
18. 3. 1806 in Lyon der erste Conseil des Prud’hommes errichtet. Die-
ser Rat war für die Schlichtung der Streitigkeiten in der großgewerb-
lichen Wirtschaft zuständig, namentlich für die »kleinen Streitigkeiten 
(…), welche sich täglich zwischen Fabrikanten und Arbeitern oder 
zwischen Werksmeistern und Compagnons oder Lehrlingen erhe-
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ben.«14 Die Klagen betrafen zumeist eine Verletzung der wechselseiti-
gen Pflichten zwischen Lehrherren und Lehrlingen; zwischen Gewer-
betreibenden und gewerblichen AN, insbesondere Lohnstreitigkeiten; 
Schlechterfüllung oder eine vorzeitige Kündigung.15 Der Rat setzte 
sich ursprünglich aus 5 Fabrikanten und 4 Werkmeistern zusammen; 
Arbeiter waren aus diesen Gerichten ausgeschlossen.16 Auch ein 
unparteiischer Vorsitzender war nicht vorgesehen.17 Hier war auch 
erstmals eine obligatorische Güteverhandlung vorgesehen, wonach 
zunächst ein Vergleichsbüro (bureau particulier) in der paritätischen 
Besetzung von zwei Mitgliedern angerufen werden musste.18 Unter der 
Herrschaft Napoleons wurden die Conseils des Prud’hommes im 
Rheinland eingeführt.19 

Der 18. 3. 1806 lässt sich mit der Errichtung des ersten Conseils des 
Prud’hommes unter Abspaltung von der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
als die eigentliche Geburtsstunde des Sondergerichtsgedankens begrei-
fen, die auch die Entwicklung in Deutschland geprägt hat.20 In Frank-
reich knüpft die Arbeitsgerichtsbarkeit noch immer an diese Einrich-
tungen an. Nach Art. L 512-2 al 1 Code du travail werden die Conseils 
de prud’hommes allerdings heute paritätisch mit Richtern aus der 
AN- und der Arbeitgeberschaft besetzt, die sich im Vorsitz einer Abtei-
lung abwechseln.21 Dieses Prinzip der Richterparität wird in Frank-
reich als Errungenschaft der Arbeiter gesehen.22 Im Gegensatz zur dt. 
Arbeitsgerichtsbarkeit sind die Conseils des Prud’hommes damit aus-
schließlich mit Laienrichtern besetzt. Im Falle einer Pattsituation ist 
gem. Art. L 515-3 Code du travail ein »juge d’instance« (Amtsgerichts-
richter als Berufsrichter) heranzuziehen, der als entscheidender Drit-
ter am Prozess teilnimmt. Diese Regelung erinnert an die Unterneh-
mensmitbestimmung nach dem MontanMitbestG, wonach der AR 
streng paritätisch mit AN- und Anteilseignervertretern sowie einem 
neutralen Mitglied besetzt wird (§ 4 Abs. 1 MontanMitbestG).

3.	Gewerbegerichte (1890 – 1914)

Im dt. Kaiserreich wurde mit der Verkündung des Gewerbegerichts-
gesetzes v. 29. 7. 1890 eine allg. Arbeitsgerichtsbarkeit geschaffen.23 
Zuständig waren die Gewerbegerichte nach § 1 1 Abs. 1 GewGG für 
die »gewerblichen Streitigkeiten zwischen Arbeitern einerseits sowie 
zwischen Arbeitern desselben AG«, die in § 3 GewGG näher konkre-
tisiert wurden. Als Arbeiter galten nach § 2 GewGG »Gesellen, Gehil-
fen, Fabrikarbeiter und Lehrlinge« sowie »Betriebsbeamte, Werkmeis-
ter und mit höheren Dienstleistungen betraute Angestellte« mit einem 
Jahresgehalt unter 2.000 Mark.

Besetzt waren die Gewerbegerichte gem. § 9 Abs. 1 mit einem Vor-
sitzenden, dessen Stellvertreter sowie mindestens 4 Beisitzern. Der 
Vorsitzende brauchte zwar nicht die Befähigung zum Richteramt zu 
haben, durfte aber weder AG noch Arbeiter sein. Überwiegend waren 
sie hauptamtliche Magistratsräte.24 Die Beisitzer waren je zur Hälfte 
AN und AG. Gewählt wurden sie nach § 12 GewGG in getrennten 
Wahlgängen der AN- und AG durch unmittelbare und geheime Wah-
len.25 Die Beisitzertätigkeit war ein Ehrenamt, jedoch wurde eine Ent-
schädigung für Reisekosten und Zeitaufwand gewährt.26 Wählbar 
waren nur diejenige, die das 25. Lebensjahr vollendet hatten und min-
destens 1 Jahr im Gerichtsbezirk gewohnt oder gearbeitet hatten. Letz-
teres erschwerte Industriearbeitern eine Tätigkeit als Beisitzer, da die-
se in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit häufig umziehen mussten.27 Frauen 
blieb das aktive und passive Wahlrecht gänzlich verwehrt,28 obwohl sie 
vor allem in der Textilindustrie mehr als die Hälfte der Belegschaften 
ausmachten.29 Die Fachkundigkeit der Beisitzer war auch bei den 

Gewerbegerichten ein wichtiger Grund der Laienrichterbeteiligung. 
Die Spezialisierung wurde dadurch erhöht, dass für einzelne Berufe 
zuständige Fachkammern gebildet wurden. So hatte das GewG Berlin 
im Jahr 1921 Fachkammern für Schneiderei und Nähere; für die Tex-
til-, Leder- und Reinigungsindustrie; für das Baugewerbe; für das 
Holz- und Schnitzgewerbe; für die Metallindustrie; für »Beherbergung 
und Erquickung«; für den Nahrungsmittelhandel; für das Verkehrs- 
und Versicherungsgewerbe sowie für graphische Betriebe.30

Insgesamt trugen die Gewerbegerichte maßgeblich zur Durchset-
zung des Arbeitsrechts bei und entfalteten für die Arbeiterschaft eine 
kaum vorhergesehene Integrationswirkung.31 Die Anerkennung der 
Gewerbegerichte als »Vertrauensgerichte« beruhte maßgeblich auf der 
Parität auf der Richterbank.32 Aber auch die Sachkunde der Laienrich-
ter wurde sehr geschätzt. So empfahl Lenin im Jahr 1899, in Russland 
eine entsprechende Institution einzurichten, da die Richter gegenüber 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit sachverständiger seien, die Arbeiter 
leichteren Zutritt hätten und durch ihre Mitarbeit lernen würden, sich 
mit den Gesetzen vertraut zu machen.33

4.	Kaufmannsgericht (1904 – 1914)

Nach der Errichtung der Gewerbegerichte forderten auch die Verbän-
de der Handlungsgehilfen für ihre Mitglieder die Vorteile eines 
beschleunigten und kostengünstigen Verfahrens vor einem mit sach-
kundigen Beisitzern besetzten Gericht, wenngleich ihnen dabei 
zunächst eine besondere Kammer des Amtsgerichts vorschwebte.34 
Durch das Reichsgesetz über die Kaufmannsgerichte vom 6. 7. 1904 
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wurden schließlich Kaufmannsgerichte an die bereits bestehenden 
Gewerbegerichte angegliedert.35 Zuständig waren diese gem. § 1 KGG 
für »Streitigkeiten aus dem Dienst- oder Lehrverhältnis zwischen 
Kaufleuten einerseits und ihren Handlungsgehilfen oder Handlungs-
lehrlingen andererseits«, soweit der Jahresverdienst 5.000 Mark nicht 
überstieg. Der Unterschied zu den Gewerbegerichten bestand darin, 
dass der Vorsitzende des Kaufmannsgerichts die Befähigung zum 
Richteramt oder höheren Verwaltungsdienst haben musste. Dies 
beruhte auf der Einsicht, dass die anfallenden Streitigkeiten in größe-
rem Umfang schwierige Rechtsfragen aufwerfen.36 Die Beisitzer waren 
zur Hälfte aus Kaufleuten und zur Hälfte aus Handlungsgehilfen ent-
nommen, wobei Frauen wiederum ausgeschlossen waren (§§  13 
Abs. 3, 10 Abs. 1 KGG).

5.	Schlichtungskommissionen und Schlichtungs­
ausschüsse (1914 – 1926)

Während des 1. Weltkriegs ging die Geschäftstätigkeit der Gewerbe- 
und Kaufmannsgerichte zurück und arbeitsrechtliche Streitigkeiten 
verteilten sich auf weitere, neu geschaffene Einrichtungen.37 So wur-
den im Hinblick auf die gestiegene Menge der Militärlieferungen 
Schlichtungskommissionen für Streitigkeiten zwischen den Lieferan-
ten und ihren Arbeitern zu schaffen, die paritätisch mit Vertretern der 
AN- und AG-Verbände besetzt waren.38 Außerdem wurden Schlich-
tungsausschüsse eingerichtet. Diese waren für die Frage zuständig, ob 
der AG den Arbeitern einen sog. Abkehrschein ausstellen musste, 
welcher durch das Gesetz über den vaterländischen Hilfsdienst vom 
5. 12. 1916 für das Verlassen des Beschäftigungsbetriebs erforderlich 
war. Auch in diesen Schlichtungsausschüssen ging es im Kern um eine 
arbeitsrechtliche Frage.39 Besetzt waren die Schlichtungsausschüsse 
mit einem Beauftragten des Kriegsamts als Vorsitzenden sowie je 3 
Vertretern der AG und AN. Nach § 9 Abs. 2 HilfsdienstG gehörten 
jeweils 2 Vertreter aus jeder Gruppe ständig zu Gremium, während die 
weiteren 2 Vertreter aus der Berufsgruppe kamen, aus welcher der 
Hilfsdienstpflichtige kam. Die Berücksichtigung des konkreten Streites 
war ein Novum in der Laienrichterbeteiligung, welche die eingebrach-
te Sachkunde noch einmal erhöhte.40 Ernannt wurden die Beisitzer 
gem. § 10 Abs. 2 HilfsdienstG vom Kriegsamt aus Vorschlagslisten, 
welche die Organisationen von AN und AG zu stellen hatten. Nach 
Kriegsende wurden den Schlichtungsausschüssen weitere Zuständig-
keiten übertragen; zunächst Streitigkeiten über die Verpflichtung zur 
Einstellung oder Weiterbeschäftigung eines AN, später durch das 
Betriebsrätegesetz vom 4. 2. 1920 auch Einsprüche gegen Kündigung
en. Dadurch nahmen die Schlichtungsausschüsse neben den fortbeste-
henden Gewerbegerichten die Rolle von Übergangsgerichten ein, was 
in einer von zahlreichen Streiks und Aussperrungen geprägten Zeit zu 
einer erheblichen Unübersichtlichkeit führte.41

6.	Arbeitsgerichtsgesetz (1926)

Durch das ArbGG v. 23. 12. 1926 wurden schließlich die ArbG als selb-
ständige staatliche Gerichte geschaffen.42 Nach § 17 ArbGG wurden – 
ähnlich wie bereits bei den Gewerbegerichten – Fachkammern für 
Arbeiter und Angestellte sowie für einzelne Berufsgruppen und das 
Handwerk eingerichtet. Nach §§ 33 ff. ArbGG wurden zudem LAG als 
Berufungsinstanz und das Reichsarbeitsgericht als Revisionsinstanz 
eingerichtet. Allerdings waren nur die erstinstanzlichen ArbG organi-

satorisch von der ordentlichen Gerichtsbarkeit gelöst, die LAG waren 
Kammern der Landgerichte und das Reichsarbeitsgericht ein Senat des 
Reichsgerichts.43 Vollständige organisatorische Selbständigkeit erlang-
ten die ArbG erst mit dem ArbGG v. 1953.44 Die persönliche Zustän-
digkeit der ArbG war nicht mehr an einen Jahresverdienst in bestimm-
ter Höhe geknüpft.45 Die sachliche Zuständigkeit der ArbG wurde 
gegenüber den Gewerbe- und Kaufmannsgerichten erweitert und in 
§ 2 ArbGG generalklauselartig aufgezählt. Die Kammern der ArbG 
waren mit einem Vorsitzenden als Berufsrichter und jeweils einem 
AG- und AN-Vertreter besetzt. Die Beisitzer wurden vom Präsidenten 
des Landgerichts aus den Vorschlagslisten der Gewerkschaften und 
AG-Verbände berufen. Dadurch wurde die Auswahl gegenüber dem 
kostspieligen Wahlverfahren der Gewerbegerichte vereinfacht.46 Gem. 
§ 21 ArbGG wurden nun erstmals Frauen zugelassen. Voraussetzung 
für die Beisitzertätigkeit war ein Alter von 25 Jahren sowie eine beruf-
liche Tätigkeit im Gerichtsbezirk. Zu Vorsitzenden wurden gem. § 6 
ArbGG »rechtsgelehrte Richter« bestellt, die sich gem. §  18 Abs.  2 
ArbGG aus den ordentlichen Richtern rekrutierten. Mit dem ArbGG 
wurde erstmals ein lückenloses System von ArbG geschaffen und 
zudem in sämtlichen Rechtszügen die paritätische Beteiligung von 
AN- und AG-Vertreter verwirklicht.47

7.	Drittes Reich (1933 – 1945)

Im 3. Reich wurde das Arbeitsrecht vollkommen iSd. totalitären Füh-
rerstaates umgestaltet. Die Rolle der aufgelösten Gewerkschaften und 
AG-Verbände wurde nun von der Dt. Arbeitsfront eingenommen. Die 
ArbG wurden zwar nicht aufgelöst, aber eines großen Teils ihrer 
Zuständigkeit beraubt, insbesondere im Hinblick auf tarifliche und 
betriebsverfassungsrechtliche Streitigkeiten.48 Zudem wurde die 
Besetzung der Beisitzer im Sinne der nationalsozialistischen Ideologie 
geregelt. Die bisherigen, auf Vorschlag der Gewerkschaften und 
AG-Verbände berufenen Beisitzer durften nicht länger tätig werden. 
Für die Neuberufung war die Dt. Arbeitsfront zuständig. Das Gesetz 
v. 18. 5. 1933 ermächtigte die Landesjustizverwaltungen, bis zur end-
gültigen Neuregelung Bestimmungen über die Abberufung und Neu-
berufung der Beisitzer zu treffen. In einem Rundschreiben des Reichs-
arbeits- und Reichsjustizministeriums wurde den Landesregierungen 
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empfohlen, dabei in Anlehnung an das Gesetz zur Wiederherstellung 
des Berufsbeamtentums zu verfahren, wodurch nur noch zuverlässige 
Beisitzer »arischer Abstammung« (§ 3 BerufsbeamtenG) berufen wur-
den.49 Für die Berufsrichter galt dies ohnehin.50 Im Rahmen der 
Rechtsanwendung hatten die Richter das geltende Recht als Anhalts-
punkt für die Ermittlung des Willens der Staatsführung aufzufassen 
und idS. rechtsschöpferisch den Willen des »Führers« zu verwirkli-
chen.51 Dies führte unter den Berufsrichtern zu einer Geringschätzung 
der Beisitzer. Zur Reform des ArbGG 1934 merkten Berufsrichter an, 
dass es dem »Führerprinzip« widerspreche, dass das Urteil des LAG 
auch die Unterschriften der Beisitzer tragen müsse; dass der Vorsitzen-
de oftmals unnötig auf die Mitwirkung der Beisitzer verwiesen werde; 
und dass § 29 ArbGG 1934 als Überbleibsel aus der Rätezeit fakultativ 
einen Beisitzerausschuss vorsehe.52

8.	Nachkriegszeit

Die Kapitulation und der Untergang des 3. Reichs führten zunächst 
zum Erliegen der Arbeitsgerichtsbarkeit. Durch das KontrollratsG 
Nr. 21 v. 30. 3. 1946 wurden die ArbG und LAG jedoch wieder errich-
tet. Der Vorsitzende des ArbG musste allerdings nicht mehr die Fähig-
keit zum Richteramt haben. Ausreichend war es, dass er eine besonde-
re Befähigung in Arbeitsangelegenheiten hatte und durch seine frühe-
re Tätigkeit oder Ausbildung in der Lage war, richterliche Aufgaben 
wahrzunehmen. Damit konnten auch Laienrichter zum Vorsitzenden 
bestellt werden. Die Vorsitzenden der LAG mussten hingegen weiter-
hin die Befähigung zum Richteramt haben.53

9.	Arbeitsgerichtsgesetz (1953 bis heute)

In der Bundesrepublik trat am 1. 10. 1953 das ArbGG 1953 in Kraft.54 
Erst damit entstand ein eigener Gerichtszweig, der in allen Instanzen 
von der ordentlichen Gerichtsbarkeit getrennt war. Die ArbG werden 
weiterhin paritätisch besetzt. Die Laienrichter werden wie bereits seit 
dem ArbGG 1926 aus den Vorschlagslisten der Berufsverbände beru-
fen.55 Sie wurden allerdings nicht mehr »Beisitzer«, sondern »Arbeits-
richter« genannt.56 Nach § 18 Abs. 3 ArbGG 1953 musste der Vorsit-
zende der ArbG die Fähigkeit zum Richteramt haben oder sich durch 
eine längere, mindestens 5-jährige Tätigkeit in der Beratung arbeits-
rechtlicher Angelegenheiten und in der Vertretung vor ArbG umfas-
sende Kenntnisse und Erfahrungen im Arbeitsrecht erworben haben.57 
Damit konnten noch immer Laienrichter zum Vorsitzenden bestellt 
werden. Der Verzicht auf Volljuristen stieß jedoch auf immer mehr 
Kritik,58 sodass das DRiG v. 8. 9. 1961 nur Volljuristen als Berufsrichter 
zuließ und § 18 ArbGG entsprechend abänderte (§ 111 DRiG). 

III.	 Fazit

Die Beteiligung von Laienrichtern ist mit der Arbeitsgerichtsbarkeit 
untrennbar verbunden. Während die Rspr. in der Zunftgerichtsbarkeit 
und in der frühen Zeit der Conseils de prud’hommes ausschließlich 
von Vertretern der AG ausgeübt wurde, ist die paritätische Besetzung 
in Deutschland seit den Gewerbegerichten von 1890 etabliert. Auch 
wenn die Laienrichterbeteiligung in der Lit. immer wieder kritisiert 
wird,59 insbesondere im Hinblick auf ihre vermeintlich geringe prak-
tische Bedeutung,60 wird sie in der in der richterlichen Praxis überwie-

gend begrüßt.61 Die paritätische Besetzung trägt zur Akzeptanz 
arbeitsgerichtlicher Entscheidungen in der Bevölkerung und damit 
zum sozialen Frieden bei.62 Die Bedeutung der Sachkunde hatte man 
in Frankreich schon nach dem Wegfall der Zunftgerichtsbarkeit 
erkannt, als die Gewerbegerichtsbarkeit zunächst den ordentlichen 
Gerichten überantwortet wurde. Aber auch heute noch ist die Sach-
kunde der Laienrichter noch immer so gefragt wie vor 100 Jahren.63 
Ohne diese könnten viele Probleme des Arbeitslebens vor den ArbG 
nicht sachgerecht gewürdigt werden.64 Im Rahmen einer Befragung 
haben Berufsrichter folgendes angegeben: »Meine Arbeitsrichter sind 
Fachleute – Kellner bzw. Gastwirte. Sie wissen, wie es in der Kneipe 
zugeht.« »Die Arbeitsrichter sind unerlässlich. Unsere Materie ist das 
Arbeitsleben, und da fehlt den Berufsrichtern die Erfahrung.«65

Aktuelle empirische Erhebungen haben außerdem gezeigt, dass 
sich die Berufsrichter durchaus von ihren Laienrichtern überzeugen 
lassen.66 Diese historisch entwickelten Vorteile der Laienrichterbetei-
ligung sollte sich der Gesetzgeber stets vor Augen halten, damit die oft 
geführte Diskussion um die Zusammenlegung der Arbeitsgerichtsbar-
keit mit der ordentlichen Gerichtsbarkeit67 auch vor dem Hintergrund 
der coronabedingten Erhöhung der Staatsverschuldung nicht wieder 
aufgegriffen wird.
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